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Gemeinderat 25.03.2024 

Protokoll 
Über die am Mittwoch, den 25.03.2024 um 18:30 Uhr im Bräuhaus/Lenausaal stattgefundene 

Sitzung des Gemeinderates. 

 

Anwesend: 
Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl ÖVP 

1. Vizebgm. Mag. Martin Falb ÖVP 

2. Vizebgm. Heinz Scheele SPÖ 

STR Gerhard Dummer ÖVP 

STR Ing. Mag. Herwig Hödl ÖVP 

STR Mag. Felix Koll ÖVP 

STR Dr. Christian Moser ÖVP 

STR Admir Osmanovic SPÖ 

STR Markus Rosenberger SPÖ 

STR DI Dietmar Pfeiler GRÜNE 

GR Dkfm. Johannes Bartosch ÖVP 

GR Martin Franta, BEd  ÖVP 

GR Siegfried Gaida ÖVP 

GR Monika Handschuh ÖVP 

GR Gregor Hetzendorfer ÖVP ab 19:00 Uhr 

GR Setki Ibraimi ÖVP ab 18:46 Uhr 

GR Eleonore Kopf ÖVP 

GR Peter Samer ÖVP 

GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl ÖVP 

GR Margit Weiss ÖVP 

GR Matthias Zagler ÖVP 

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR Daniel Pollak SPÖ 

GR Michael Polly SPÖ 

GR Christian Rester SPÖ 

GR Jürgen Ruzicka SPÖ 

GR Thomas Salway SPÖ 

GR Jürgen Strahammer SPÖ 

GR Mag. Matthias Kubat GRÜNE 

GR DI Thomas Muth GRÜNE 

GR Alen Ćorković FPÖ ab 19:37 Uhr 

GR Wolfgang Mayer FPÖ 

 

Entschuldigt: 
STR Herbert Pohl FPÖ 

GR Iris Ludl ÖVP  

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR Mag. Alexandra Rester SPÖ 

GR Mag. Regina Fless-Klinger  GRÜNE 

GR OStR Mag. Walter Klinger GRÜNE 

 

Vorsitzende: Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl 
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Schriftführer: StADir. Mag. Christina Pinggera 

 

Namensnennungen im Folgenden ohne Titel  

 

 

 

Tagesordnung 
 

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Genehmigung des Protokolls vom 21.02.2024 

1. Bericht des Prüfungsausschusses 

Antrag Bürgermeisterin 

2. Verleihung Hilfsdienstmedaillen – Kameraden der FF Stockerau 

Ref. 03 – Anträge Stadtrat Finanzen  

3. Rechnungsabschluss 2023 

4. Darlehensaufnahme – Umfinanzierung 8 Darlehen 

5. Darlehensaufnahme – Volksschulen Restfinanzierung 

6. Anpassung – Brennholzpreise 

7. Ergänzung – Musikschultarif   

Ref. 01 – Antrag Stadtrat Bauwesen und Stadtentwicklung  

8. Mehr- und Minderkosten – Erweiterung Volksschulen 

Ref. 02 – Antrag Stadtrat Beteiligungen und Liegenschaften  

9. Jahresabschlüsse 2022 – ausgegliederter Unternehmen 

Ref. 04 – Antrag Stadtrat Kultur und Veranstaltungswesen  

10. Anpassung – Öffnungszeiten Bücherei 

Ref. 05 – Antrag Stadtrat Soziales, Gesundheit, Bildung und Integration  

11. Änderungen – Beitragsregelung Nachmittagsbetreuung Volksschulen 

Ref. 06 – Anträge Stadtrat Sport und Freizeit 

12. Subventionen – Spitzensportförderung 2024 

13. Subventionen – Sport-Projektförderung 1. Halbjahr 2024 

Ref. 09 – Antrag Stadtrat Verwaltung und Digitalisierung 

Beauftragung – Cloud Telefonie 

 

 

 

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Völkl: Dann darf ich heute herzlich Grüß Gott zur Gemeinderatssitzung sagen. Wir sind in den 

Osterferien. Danke, dass ihr euch alle für diesen Termin Zeit genommen und Verständnis 

habt. Ich begrüße herzlich unsere Besucher, Zuseher, Zuhörer, die da sind und natürlich alle 

vor den Geräten online.  

Bevor wir in die Gemeinderatssitzung einsteigen, möchte ich um eine Gedenkminute für 

Richard Hödl ersuchen. Er war 17 Jahre ein Teil dieses Gemeinderates und Ortsversteher 

von Unterzögersdorf war er 18 Jahre lang. Ich ersuche um eine Gedenkminute.  

Ich darf nun die Sitzung eröffnen und ich stelle die Beschlussfähigkeit fest. Die Mitglieder des 

Gemeinderates wurden ordnungsgemäß eingeladen. Die Tagesordnung ist rechtzeitig 

kundgemacht worden und es erfolgten keine Einwendungen.  
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Entschuldigt für die heutige Sitzung sind Stadtrat Herbert Pohl, Gemeinderätin Iris Ludl, 

Gemeinderat Manuel Kurzmann, Gemeinderätin Regina Fless-Klinger, Gemeinderat Walter 

Klinger und Gemeinderätin Alexandra Rester. Verspäten werden sich Gemeinderat Alen 

Ćorković und Gemeinderat Gregor Hetzendorfer.  

Gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung liegen zwei Dringlichkeitsanträge vor. Der 

erste zur Autobahn A22 und sofortige Einführung einer Geschwindigkeitsbeschränkung von 

100 km/h. Ich darf den zweiten Herrn Vizebürgermeister Heinz Scheele um Verlesung bitten. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  

Autobahn A22 – Richtungsfahrbahn Hollabrunn 

Sofortige Einführung Geschwindigkeitsbeschränkung von 100 km/h 

Urgenz 
 

Scheele: Frau Bürgermeisterin, herzlichen Dank auch von meiner Seite. Einen schönen guten 

Abend den Zuhörer*innen hier im Saal und zu Hause online und natürlich auch meinen 

Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates.  

Der von uns eingebrachte Dringlichkeitsantrag ist im Prinzip eine Urgenz, eine Wiederholung 

des Ansuchens, das bereits am 06.07.2023 an die Frau Bundesministerin Gewessler 

ergangen ist. Dieser von der Frau Bürgermeisterin unterfertigte Brief wurde dann am 

29.11.2023 abschlägig beantwortet und ausschlaggebend für diesen neuerlichen Versuch 

sind die Ereignisse vom 16.03.2024, wo es auf der A22 neuerlich einen schweren 

Verkehrsunfall mit sechs zum Teil schwer verletzten Personen gegeben hat. Es waren drei 

Rettungshubschrauber im Einsatz und daher  

 

begründet sich die Dringlichkeit 

mit diesem Unfall am 16.03.2024 mit den sechs Personen zum Teil schwer verletzt und die 

Vermeidung weiterer Unfallereignisse verträgt daher aus unserer Sicht keinen Aufschub und 

ich ersuche um Zuerkennung der Dringlichkeit. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Ich bitte um Abstimmung und um ein Zeichen der Zustimmung, wenn Sie 

diesem Antrag die Dringlichkeit geben. Ich sehe Zustimmung von der Fraktion der ÖVP, der 

SPÖ, der GRÜNEN. Enthaltung: Fraktion der FPÖ. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 1 

 

Der Antrag wird am Ende der Tagesordnung im öffentlichen Teil behandelt. Wir haben einen 

weiteren Dringlichkeitsantrag zum Pachtvertrag „Sportlounge“ und ich darf Herrn Stadtrat 

Mag. Felix Koll um die Einbringung des Antrags ersuchen. 
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Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  

Pachtvertrag – „Sportlounge“ im Sportzentrum Alte Au 
 

Koll: Guten Abend an alle Seiten, physisch und virtuell. Mit der von Dringlichkeitsantrag nach 

§ 46 Abs. 3 NÖ GO anregen. Die Stadt Stockerau als Verpächterin hatte ein Pachtverhältnis 

betreffend Restaurant „Sportlounge“ in der Alten Au. Da wurde der Pachtvertrag Mitte 2023 

aufgelöst. Seitdem haben wir versucht Pächter zu finden. Es ist aber nichts geworden. Vor 

kurzem trat eine Pächterin als weitere Interessentin an die Stadtgemeinde heran, welche sich 

als geeignete Betreiberin erwies. Die Sitzung in meinem Ausschuss, wo solche Dinge 

normalerweise diskutiert werden, die mit Pachtverträgen zu tun haben, war schon vorbei. Weil 

wir möglichst schnell diesen Pachtvertrag abschließen wollen, damit das Restaurant in der 

Alten Au auch zur Saison wiedereröffnet wird, ersuche ich Sie, diesem Dringlichkeitsantrag 

die Dringlichkeit zu geben, da der Vertrag bereits ab 01.04.2024 starten soll und die nächste 

Gemeinderatssitzung erst Ende Mai stattfindet. 

 

Völkl: Dankeschön, ich ersuche um Abstimmung und Zuerkennung der Dringlichkeit. Sehe 

hier Einstimmigkeit, vielen Dank.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Genehmigung des Protokolls vom 21.02.2024 
 

Völkl: Wir kommen nun zur Genehmigung des Protokolls vom 21.02.2024. Die Anregungen 

von Herrn Gemeinderat Thomas Muth wurden eingearbeitet und durchgeführt und es wird der 

Antrag. Eine Wortmeldung, bitte. 

 

Mayer: Ich habe eine Frage an den Herrn Vizebürgermeister Scheele. Wir haben das bei der 

letzten Sitzung nicht so mitbekommen, aber wir möchten fragen, wie Sie zu der Aussage auf 

Seite 9 des Protokolls, wie Sie das gemeint haben. Und zwar folgten Darlehensübernahmen 

mit einer Gesamtsumme, wenn ich richtig gerechnet habe, von 8,6 Mio. ist korrekt. Das sind 

für die FPÖ-Fraktion 120 Mio. Schilling. Unserer Meinung nach ist diese Aussage nicht 

zeitgemäß und wenn Sie das so gemeint haben, wie wir es vermuten, verlangen wir eine 

Entschuldigung oder wir haben die Pointe nicht verstanden. Aber vielleicht können Sie uns 

das jetzt erklären und wir haben alle was zum Lachen. 

 

Scheele: Ich würde jetzt einmal sagen, dass Sie die Pointe nicht verstanden haben, aber die 

Bemerkung war diesbezüglich so, weil ja die FPÖ immer eine Verfechterin ist, für die 

Wiedereinführung des Schillings und in diese Richtung war das abgezielt. Ich wollte aber 

niemandem zu nahetreten und wenn es dem Abend dienlich ist, dann entschuldige ich mich 

natürlich für diese Aussage. 
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Völkl: Dankeschön. Wenn es keine weiteren Anmerkungen mehr zum Protokoll gibt, ersuche 

ich um Genehmigung des Protokolls und uein Zeichen mit der Hand. Einstimmig, ich bedanke 

mich herzlich.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Ibraimi 18:46 Uhr und Hetzendorfer 19:00 Uhr nehmen an der Sitzung teil. 

 

Völkl: Nächster Tagesordnungspunkt ist der Bericht des Prüfungsausschusses und ich darf 

Herrn Gemeinderat Matthias Kubat das Wort erteilen. 

 

 

 

1. Bericht des Prüfungsausschusses 
 

Kubat: Einen wunderschönen guten Abend. Ich darf Ihnen den Bericht des 

Prüfungsausschusses vom 15.03.2024 vorlegen.  

 

1) Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Mitglieder des Prüfungsausschusses und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

2) Überprüfung des Rechnungsabschlusses 2022 

a) Allgemeines 

Der Entwurf des Rechnungsabschlusses 2023 ist in der Zeit vom 11. März bis 25. März 2024 

gem. § 83 NÖ GO zur öffentlichen Einsicht aufgelegen. 

Der Rechnungsabschluss 2023 ist auf Basis der Voranschlags- und Rechnungsabschluss-

verordnung 2015, kurz VRV 2015 genannt, erstellt worden. Der vorliegende Rechnungs-

abschluss 2023 ist vollständig, nachvollziehbar und transparent. Die Korrektheit des 

Rechnungsabschlusses wurde mittels kurzer Berechnung beim Finanzierungshaushalt, 

Anfangsbestand liquider Mittel per 31.12.2022 in Höhe von € 11.757.757,17 plus Veränderung 

an liquiden Mitteln in Höhe von € – 6.865.381,84 ergibt den Endbestand liquider Mittel in der 

Höhe von € 4.892.375,33, nachgewiesen. Die Jahresabschlüsse folgender beteiligter 

Unternehmungen sind dem Rechnungsabschluss beigelegt:  

 

• Kommunale Immobilien Liegenschaftsverwaltungs- und Verwertungsgesellschaft mit 

beschränkter Haftung Stockerau (kurz KIG genannt), 100%ige Beteiligung der 

Stadtgemeinde Stockerau 

• Stockerauer Saubermacher GmbH, 49%ige Beteiligung der Stadtgemeinde Stockerau; ab 

dem Jahr 2023 hat die Stadtgemeinde Stockerau eine 50%ige Beteiligung 

• FD FeuerbestattungsGmbH, 5%ige Beteiligung der Stadtgemeinde Stockerau 

• Weinviertler EnergiegmbH & Co KG, 9%ige Beteiligung der Stadtgemeinde Stockerau 
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b) Prüfung 

Das Nettoergebnis in der Ergebnisrechnung im Ergebnishaushalt beläuft sich auf € 

452.346,52. Das Nettoergebnis nach Entnahmen von der Haushaltsrücklage in Höhe von € 

5.400.393,57 sowie Zuweisungen an Haushaltsrücklagen in Höhe von € 1.380.232,09 

(Hauspotential des Jahres 31.12.2023) beläuft sich auf € 4.472.508. Die Entnahmen der 

Haushaltsrücklagen resultieren Großteils aus den Grundstückskäufen in Höhe von ca. € 2,75 

Mio., aus den Kostenanteilen der ÖBB-Eisenbahnkreuzungen in Höhe von ca. € 1,12 Mio., 

aus dem Straßenbau Johann Strauß-Promenade in Höhe von ca. € 730.000 sowie aus einer 

ergebniswirksamen Auflösung in Höhe von ca. € 800.000, welche im Vorjahr 2022 aus dem 

Entlastungspaket des Landes NÖ gebildet worden war. Die Summe der Erträge belief sich auf 

€ 54.620.350,46 und sind bis auf eine geringe Abweichung von Plus € 15.150,46 wie im 

Voranschlag 2023 geplant. Die größte Abweichung bei den Erträgen sind die Erträge aus der 

operativen Verwaltungstätigkeit, die um € 506.191,99 auf € 50.712.808,01 im Vergleich zum 

Voranschlag 2023 gesunken sind. Die Differenz begründet sich in den geringeren Erlösen aus 

Grundverkäufen und aus der geringeren Zuführung aus der operativen Gebarung in die 

investive Gebarung. Die zweitgrößte Abweichung bei den Erträgen sind die Erträge aus 

Transferzahlungen, die um € 446.449,71 auf € 3.567.249,71 im Vergleich zum Voranschlag 

2023 gestiegen sind; diese Abweichung resultiert aus der Ausbezahlung des 

Entlastungspaketes des Landes NÖ in Höhe von ca. € 148.000, aus der Rückerstattung der 

Corona-Impfkampagne in Höhe von ca. € 133.000 sowie die Vergütung des 

Interessentenbeitrages von ca. € 93.000.  

Im Finanzierungshaushalt belaufen sich die Summe der Einzahlungen der operativen 

Gebarung auf € 52.693.316,38. Die Summe der Auszahlungen der operativen Gebarung 

betragen € 48.733.060,89. Somit beläuft sich der Saldo der Geldfluss der operativen 

Gebarung auf € 3.960.255,49. Bei den Einzahlungen der investiven Gebarung resultiert die 

größte Schwankung von Minus € 525.274,19 im Vergleich zum Voranschlag 2023. Diese 

Abweichung erklärt sich in der späteren, in diesem Wirtschaftsjahr 2024 folgenden, 

Ausbezahlung der Förderungen für beispielsweise des Strauchwipfelweges, der PV-Anlagen 

und der Sportinfrastruktur (WC-Anlage im Erholungszentrum). Außerdem ist eine weitere 

hohe Abweichung der Einzahlung im Rechnungsabschluss 2023 im Vergleich zum 

Voranschlag 2023 in der Höhe von Minus € 218.450 ersichtlich; diese erklärt sich anhand 

eines geringeren Verkaufes an Grundstücken. Bei der investiven Gebarung ist die größte 

Schwankung bei der Auszahlung der Investitionstätigkeit. Bei den Auszahlungen aus der 

Investitionstätigkeit sind € 28.735.200 veranschlagt gewesen, im Rechnungsabschluss 2023 

belaufen sie sich auf € 24.046.530,66; eine Abweichung von Minus € 4.688.669,34. Dieser 

Unterschied erklärt anhand der größten Positionen: 

• Müllfahrzeuge in Höhe von ca. € 924.000 wegen Lieferverzögerungen,  

• Grundbesitzankauf in Höhe von ca. € 1,97 Mio. (davon befinden sich € ca. 1,6 Mio. in einer 

zahlungswirksamen Haushaltsrücklage),  

• Volksschulumbau in Höhe von ca. € 598.000 wegen noch keiner Zahlungsfreigabe des 

Generalplaners 

• Bereich des Abwassers mit ca. € 464.000 (Blockheizkraftwerk bei der Gebläsestation dem 

Leitsystem; Schlussrechnungen werden im laufenden Wirtschaftsjahr 2024 erfolgen) 

• PV-Anlage in der Höhe von ca. € 163.000, hier ist die Investitionsauszahlung geringer als 

veranschlagt gewesen 

• Mülldeponie in der Höhe von ca. € 104.000, da die geplante Zufahrt und ASZ-Überdachung 

ist in das laufende Wirtschaftsjahr 2024 verschoben worden.  
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Die Bilanzsumme im Vermögenshaushalt ist um € 14.063.213,61 auf € 184.468.557,70 

gestiegen. Die Steigerung erklärt sich aus den Investitionen in Volksschulen, Kindergärten, 

Grundbesitz und Infrastruktur (Wasser, Straßen, PV-Anlagen, ÖBB-Eisbahnkreuzungen). Auf 

der Aktiva-Seite ist die größte Position die Sachanlagen in Höhe von € 164.509.036,95. Auf 

der Passiva-Seite ist die größte Position das Nettovermögen in Höhe von € 89.444.081,33, 

wobei € 4.472.508 aus dem Ergebnis des Ergebnishaushaltes resultieren.  

Im Wirtschaftsjahr 2023 sind insgesamt neue Darlehen in Höhe von € 15.584.176,59 

aufgenommen worden. € 5.878.092,16 sind an Schuldendienst getätigt worden, davon € 

1.314.761,42 für Zinszahlungen und € 4.563.330,54 für Tilgungen. Der Schuldenstand der 

Stadt Stockerau ist vom 31.12.2022 von € 61.525.777,01 auf € 72.546.623,06 gestiegen. Der 

Großteil der Schuldenaufnahmen sind die Volksschulen in Höhe von ca. € 11,3 Mio., 

Abwasserversorgung in Höhe von ca. € 1,2 Mio., Wasserversorgung in Höhe von ca. € 1,03 

Mio., Abfall sowie Müll in Höhe von ca. € 1,1 Mio. und die Bürgerbeteiligung für die PV-Anlagen 

in Höhe von ca. € 900.000. 

Die Leasingverpflichtungen sind von € 768.206 im Rechnungsabschluss 2022 auf € 396.893 

im Rechnungsabschluss 2023 gesunken. 

 Zum Rechnungsabschluss 2023 sind noch weitere Kenngrößen herauszulesen: 

 

• Die Haftungen sind von € 53.376.573,13 zum Stichtag 31.12.2022 auf € 54.356.112,74 

zum Stichtag 31.12.2023 gestiegen. Die Erhöhung der Haftung begründet sich vor allem 

wegen einer zusätzlichen Haftungsübernahme für die KIG in der Höhe von € 1 Mio. zur 

Sanierung des Wohngebäudes Schaumanngasse 18.  

• Die Summe der Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit im Ergebnishaushalt in 

Höhe von € 50.712.808,01 gliedern sich in den größten Positionen wie folgt auf: 

o Ca. 39% aus den Ertragsanteilen des Bundes 

o Ca. 22% aus dem Gebührenhaushalt (zum Beispiel Kanal, Wasser, Friedhof) 

o Ca. 20% aus eigenen Abgaben (zum Beispiel Kommunalsteuer, Grundsteuer, 

Kurzparkzonenabgabe)  

• Die Ertragsanteile aus der operativen Verwaltungstätigkeit im Ergebnishaushalt in Höhe 

von € 19.820.726,90 werden seitens des Landes NÖ zwecks der folgend genannten 

Umlagen gleich zurückbehalten: 

o NÖKAS-Umlage (Krankenhausfinanzierung): € 5.391.524 

o Sozialhilfeumlage (Finanzierung von Sozialeinrichtungen wie bspw. Pflegeheime) und 

Sozialhilfe-Wohnsitzbeitrag: € 3.846.355 

o Kinder- und Jugendhilfeumlage: € 700.931 

• Die Personalkosten im Ergebnishaushalt betragen € 17.175.188,95, davon ist ein Betrag 

in Höhe von € 609.791,24 für die Personalrückstellungen für Abfertigungen und 

Jubiläumsgelder dotiert. Als Gegenposition sind Erträge aus der Auflösung von 

Personalrückstellungen in Höhe von ca. € 714.000 unter der Position „Nicht 

finanzierungswirksame operative Erträge“ mit einer Gesamtsumme in Höhe von € 

772.990,70 ersichtlich; diese begründen sich aus Abfertigungszahlungen bei 

Pensionsantritt, aus Auflösung von Dienstverhältnissen ohne Abfertigungszahlung sowie 

der Veränderung von Kostenstellzuordnung.  

• Die Kundenforderungen sind mit dem Stichtag vom 31.12.2022 in Höhe von € 2.571.200,24 

Brutto auf € 2.911.544,17 Brutto (davon ist ein Betrag € 114.950,07 als Ust ausgewiesen) 

gestiegen. Der Forderungsbetrag 2023 gliedert sich in Kurzfristige Forderungen aus 
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Lieferungen und Leistungen in Höhe von € 1.933.430,54 und in Forderungen aus Abgaben 

in Höhe von € 978.113,63. 

• Die Lieferantenverbindlichkeiten sind mit dem Stichtag vom 31.12.2022 in Höhe von Brutto 

€ 929.968,18 auf € 1.472.863,32 Brutto (davon € 154.587,65 als Ust ausgewiesen) 

gestiegen. Die Lieferantenverbindlichkeiten sind zur Gänze kurzfristige Verbindlichkeiten 

aus Lieferungen und Leistungen. 

• Das kumulierte Haushaltspotential beläuft sich auf € 1.380.121,44, welches ins Folgejahr 

übertragen wird. 

 

Folgende Fragen seitens des Prüfungsausschusses sind seitens der Buchhaltung zum 

Rechnungsabschluss 2023 beantwortet worden: 

• In der Gemeinderatssitzung vom 28.06.2023 beim Tagesordnungspunkt „Wirtschafts-

förderung – Lehrlinge im 1. und 2. Lehrjahr“ ist wegen des Konkurses der Kika-Leiner-Kette 

die Förderung für die Kika-Lehrlinge zurückgestellt worden, bis geregelt ist, welche Firma 

die Lehrlinge übernimmt. Diese Vorgehensweise hat Berücksichtigung gefunden. Der 

Wirtschaftsausschuss wird beraten, sobald die neuen Lehrlingsanträge bearbeitet worden 

sind, ob die Kika-Lehrlinge von Stockerauer Unternehmen übernommen worden sind und 

diesen Unternehmen die dafür zurückbehaltene Wirtschaftsförderung auch ausbezahlt 

werden soll. 

• In der Gemeinderatssitzung vom 18.11.2020 ist unter dem Tagesordnungspunkt 

„Verordnung für Vorauszahlung auf die Aufschließungsabgabe gem. § 38 (2) NÖBO“ eine 

40%ige Vorauszahlung auf die Aufschließungsabgabe beschlossen worden. Im 

Wirtschaftsjahr 2023 ist keine Einnahme beziehungsweise kein Ertrag an die Stadt 

Stockerau aus dieser Verordnung zugeflossen, da die Filterung der relevanten 

Grundstücke sich anhand der in der Verordnung genannten Kriterien als schwierig und 

langwierig herausgestellt hat. Eine Aufstellung der betroffenen Grundstücke samt 

rechtlicher Prüfung sollte in Kürze fertiggestellt werden. Danach werden die Bescheide mit 

der Zahlungsaufforderung an die betroffenen GrundstückseigentümerInnen ausgeschickt. 

 

3) Allfälliges 

Die von den einzelnen im Prüfungsausschuss vertretenen Gemeinderatsfraktionen haben je 

eine Thematik eingebracht, mit der sich der Prüfungsausschuss im laufenden Jahr befassen 

wird. Demnach sieht der Prüfungsplan für das laufende Jahr 2024 wie folgt aus Bauhof, 

Sportzentrum Alte Au und Z2000.  

Der nächste Prüfungsausschuss wird voraussichtlich am 07.06.2024 um 07:30 Uhr im 

Sportzentrum Alte Au stattfinden. 

 

4) Gebarungsprüfung 

 

Da werde ich Sie jetzt mit weiteren Zahlen verschonen und komme gleich zur Conclusio. Aus 

der Gegenüberstellung von Istbestand, Tagesbericht und Sollbestand ergibt sich eine 

vollständige Übereinstimmung. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses danken Herrn Binder 

und der gesamten Stadtverwaltung für ihre Mühen. 

 

Völkl: Dankeschön, wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der 

Kenntnisnahme. Dankeschön.  
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig zur Kenntnis genommen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Strahammer verlässt die Sitzung 19:01 Uhr 

 

 

 

2. Verleihung Hilfedienstmedaillen – Kameraden der FF Stockerau 
 

Völkl: Wir kommen nun zum Antrag Verleihung Hilfedienstmedaillen an die Kameraden der 

FF Stockerau.  

Aufgrund des Ansuchens des Kommandos der FF Stockerau und der dafür vorgesehenen 

Richtlinien für Ehrungen wird vorgeschlagen, nachstehenden Feuerwehrkameraden der 

Feuerwehr Stockerau, Korneuburg und Klosterneuburg die die Feuerwehr mit ihrem Einsatz 

außerordentlich unterstützt haben, die Hilfsdienstmedaille zu verleihen.  

Hilfsdienstmedaillen in Bronze an Brandmeister Philipp Dalos, Löschmeister Roland Zipfinger, 

Feuerwehrmann Raphael Goicovici, Feuerwehrmann Dominik Hartl, Abschnittsbrand-

inspektor Stefan Hofmann, Oberverwalter Karl Svoboda.  

Für die Hilfsdienstmedaillen Silber vorgeschlagen sind Hauptfeuerwehrmann Jürgen 

Strahammer, Hauptfeuerwehrmann Stefan Zinnagel.  

Für die Hilfsdienstmedaillen Gold, Brandinspektor Thomas Hönigschmied, Brandinspektor 

Roman Kastner, Brandinspektor Ing. Markus Kramer und Brandmeister Harald Schmida.  

Die Verleihung soll anlässlich der Florianifeier am 05.05.2024 in der Feuerwehrzentrale 

Stockerau stattfinden.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, für die Feuerwehrkameraden, 

wie eben verlesen, die Hilfsdienstmedaillen zu verleihen. Ich ersuche um ein Zeichen der 

Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit und bedanke mich herzlich. Am Wort ist nun der 

Herr Stadtrat für Finanzen. Bitte schön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Strahammer nimmt wieder an der Sitzung teil 19:04 Uhr 
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3. Rechnungsabschluss 2023 
 

Dummer: Einen schönen guten Abend. Mein erster Tagesordnungspunkt heute ist der 

Rechnungsabschluss 2023. Der Herr Mag. Matthias Kubat hat das schon sehr ausführlich 

vorgetragen, aber ein paar Zahlen kann ich Ihnen trotzdem nicht ersparen.  

Der Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2023 wurde auf Basis der Voranschlags- und 

Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) erstellt. 

Die weiteren gesetzliche Grundlagen sind die NÖ Gemeindehaushaltsvorordnung (NÖ 

GHVO) und die NÖ Gemeindeordnung (NÖ GO). Es war ein nicht einfaches Jahr aufgrund 

der hohen Personalkostensteigerungen, der hohen Zinsen und der hohen Energiekosten. Wir 

haben 32 Ct pro Kilowattstunde Strom bezahlt. Das ist nicht unwesentlich, was da an 

Mehrbelastungen entstanden sind. In Summe hatten wir Einnahmen von € 54 Mio. rund und 

Ausgaben von € 54,2 Mio. Es sind dann vom operativen Haushalt im Ergebnishaushalt € 

452.346 übriggeblieben. Wir haben von den Rücklagen der vergangenen Jahre € 4 Mio. 

entnommen, sodass am Ende im Ergebnishaushalt rund € 4,5 Mio. Überschuss stehen. Im 

Finanzierungshaushalt, wo dann auch die Darlehen und Investitionen berücksichtigt werden, 

war das Ergebnis rund € 6,9 Mio. Minus. Der Kassenstand war rund € 4,9 Mio., davon sind 

noch € 1,8 Mio. Rücklagen. Wenn man die Rücklagen abzieht, sind noch € 3,1 Mio. in der 

Kassa gelegen am 31.12.2023.  

In der Zwischenzeit haben wir wieder ein paar Rechnungen bezahlt. Das Haushaltspotenzial 

kumuliert € 1.380.000. Nicht brüllend, aber durchaus so, dass man sagt, das ist ein passables 

Ergebnis unter den Umständen. Die größten Einnahmepositionen, wenngleich sie niedriger 

waren als im Jahr davor, sind die Ertragsanteile mit € 19,8 Mio., die waren aber weniger als 

2022. Die Gebühren mit rund € 11 Mio., die Kommunalsteuer ist ein großer Brocken mit fast 

€ 7,3 Mio. und die Grundsteuer sind auch fast € 1,6 Mio. Bei den Ausgaben sind natürlich die 

Mitarbeiter, die sehr wichtig sind für die Erfüllung unserer Aufgaben, wesentliche Faktoren. 

Wir hatten 407 Köpfe, das waren um 17 mehr, aber vollbeschäftigt und äquivalent waren es 

ein bisschen weniger als im Jahr davor, nämlich 306,87. Das heißt, auch bei uns ist der Trend 

zur Teilzeit spürbar. Die Personalkosten in Summe sind € 16,6 Mio. Dann haben wir noch 

Rückstellungen für Abfertigungen und Jubiläen gebildet von € 600.000. Die Umlagen fürs 

Land, also speziell fürs Gesundheitswesen und fürs Sozialwesen waren € 11,9 Mio. Das sind 

so die größten Positionen bei den Ausgaben.  

Wir haben in Summe € 72,5 Mio. Darlehen gehabt. Die Leasingraten sind fast zur Gänze 

bezahlt, also heuer werden die letzten Raten Großteils bezahlt. Es sind nur mehr € 400.000 

offen von einmal € 14 Mio., wobei wir einen Gutteil davon umgeschuldet haben. Wir haben 

die Haftungen für die KIG mit € 54 Mio. und wir haben ein Vermögen von fast € 185 Mio. in 

der Stadtgemeinde, dazu noch das Vermögen in der KIG und das Leasingvermögen. Also in 

Summe fast € 240 Mio. Vermögen, aber auch an nicht unwesentlichen Verbindlichkeitsstand. 

Die Kundenforderungen waren € 2,8 Mio. und davon € 1,2 Mio. an das Land. Das heißt, unsere 

Bürgerinnen und Bürger selbst waren uns € 1,6 Mio. schuldig und in etwa die gleiche Höhe, € 

1,5 Mio. waren die Verbindlichkeiten an Lieferanten, wobei wir einen Gutteil dieser 

Rechnungen im ersten Quartal schon wieder bezahlt haben. Die Investitionen im vergangenen 

Jahr waren sehr beträchtlich. Der größte Brocken, die Volksschule, wurde schon erwähnt, fast 

€ 11 Mio., aber in Summe € 23,4 Mio. Wesentliche Positionen dabei, waren die PV-Anlagen, 

die Eisenbahnkreuzungen, die Grundkäufe und natürlich Kanal-Wasser-Straßen. Das ist ein 

Dauerbrenner jedes Jahr. Also € 23,4 Mio. allein 2023 und € 42 Mio. haben wir in den letzten 

drei Jahren investiert, davon € 16 Mio. in die Volksschule. Ein Teil ist noch heuer ausständig. 
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In Summe wird die Volksschule € 21 Mio. voraussichtlich kosten. Nicht alles ist mit Darlehen 

finanziert, der Gutteil ist auch mit Förderungen finanziert und auch für die Darlehen bekommen 

wir nicht unwesentlichen Zuschuss vom Land, das müssen wir nicht alleine stemmen. So viel 

einmal zu den nackten Zahlen im Kurzdurchlauf und falls es dazu Fragen gibt, ersuche ich 

jetzt um Fragen zum Rechnungsabschluss. Der Rechnungsabschluss selbst hat ungefähr 600 

Seiten, also falls sie eine Detailzahl interessiert, kann ich gerne Auskunft geben, wenn ich sie 

in der Eile finde.  

 

Völkl: Eine Frage, eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Dankeschön, Herr Stadtrat Dummer für Ihre Ausführungen. Ich darf nochmals einen 

wunderschönen guten Abend wünschen. So viel zu den technischen Schwierigkeiten, ein 

Schelm der Böses denkt, aber ich wiederhole. Bezüglich Rechnungsabschluss 2023, die 

Zahlen, die der Herr Stadtrat Dummer schon vorgelegt hat, ich werde die nicht nochmals 

wiederholen, aber ein, zwei Zahlen möchte ich doch nennen und auch zeigen, was man beim 

Rechnungsabschluss 2023 herauslesen kann für unsere Zukunft als Stadt Stockerau. Also, 

wir haben einen Schuldendienst in Höhe von € 6 Mio. etwa im Jahr 2023 gehabt. Das sind 

etwa 11,5 % unserer Einnahmen, unserer Einzahlungen. Dann haben wir Personalaufwand 

mit € 16,5 Mio. und, und, und. Die Schulden sind gestiegen. Die Umlagen, die wir dem Land 

zahlen müssen, besser gesagt, die das Land gleich zurückbehält, wenn sie uns die 

Ertragsanteile ausschüttet, steigen und auch in Zukunft werden die steigen. Das heißt, wir 

stehen neuerlich teureren Kosten gegenüber. Der Handlungsspielraum wird weniger und 

womöglich können wir auch keine weiteren Investitionen für die Entwicklung der Stadt 

freigeben. Ich kann mich erinnern, dass im Jahr 2007 im Mai, von den Oppositionsparteien 

gefordert wurde, weil das Budget nicht so gut war, dass man endlich umdenken soll. Man 

muss das neu aufarbeiten etc. Jetzt ist das Budget noch schlimmer als 2007 und es wird Zeit, 

dass wir wagen, neu zu denken. Es gab schon vielerlei Versuche darauf bspw. wurde ein 

Controller gefordert. Die Ergebnisse habe ich bis heute nie gesehen. Wir brauchen als Stadt 

endlich wieder einen Handlungsspielraum, auch für die Zukunft. Wir müssen wirklich neu 

denken und wagen, neu zu denken. Wir müssen von Gruppe zu Gruppe, also der 

Rechnungsabschluss ist nämlich ein Gruppenunterteil, Gruppe 0 für Verwaltung und, und, 

und, das durchgehen und anschauen. Daher ist es umso wichtiger, dass wir einen runden 

Tisch aller Gemeinderatsfraktionen ansetzen, so wie damals 2007 gefordert und durchgehen 

und nachdenken und neue Sichtweisen öffnen. Denn das Spiel mit „die Ausgaben steigen“ 

und dann erhöhen wir wieder die Einnahmen mittels Gebührenerhöhungen, das wird nicht auf 

Dauer funktionieren. Wir brauchen strukturelle Reformen als Stadtgemeinde Stockerau. Und 

deswegen ist es so wichtig, dass wir jetzt uns zusammensetzen an einem Tisch und neu 

denken und den Rechnungsabschluss bzw. den Nachtragsvoranschlag, der dann auch im 

Laufe des Jahres erstellt wird, davor durchgehen und schauen, wo können wir neue 

strukturelle Reformen schaffen, um Handlungsspielräume zu ermöglichen, sonst werden uns 

die Kosten, Stockerau hat in erster Linie ein Kostenproblem, uns um den Kopf sausen und wir 

können es nicht mehr einfangen. Und dieser Rechnungsabschluss 2023 ist schon die erste 

Warnung. Dankeschön. 

  

Völkl: Weitere Wortmeldungen, Herr Gemeinderat Mayer, bitte. 

 

Mayer: Ja, danke. Wir sehen das genauso, da kann ich mich nur anschließen. Zum Controller, 

das war eine Idee von uns. Aber man muss sagen, es muss auch die Gemeinde dazu bereit 
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sein, diese Maßnahmen dann auch umzusetzen. Und daran hat es gescheitert. Ergebnisse 

hat es schon gegeben, aber wenn es dann bei den Ergebnissen nur stehen bleibt und keine 

Maßnahmen gesetzt werden, kann es nicht funktionieren. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Der Herr Vizebürgermeister Scheele hat auch eine Wortmeldung.  

 

Scheele: Nein, nein. Ich wollte mich im Namen der SPÖ-Fraktion eigentlich nur beim Herrn 

Binder recht herzlich bedanken für die geleistete Arbeit. Es hat seitens unserer Fraktion im 

Vorfeld Finanzausschuss, Stadtrat, eine ganze Reihe von Fragen betreffend des 

Rechnungsabschlusses 2023 gegeben. Diese wurden seitens des Herrn Binder sehr rasch, 

sehr ausführlich und kompetent beantwortet. Wenn ich richtig informiert bin, ist es die 

Premiere, erster Rechnungsabschluss solo, ohne Herrn Direktor Zimmermann. Und dafür 

möchte ich im Namen der SPÖ-Fraktion ein großes Dankeschön sagen. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Das Wort hat der Herr Finanzstadtrat. 

 

Dummer: Ja, also ich glaube, so dramatisch ist das nicht. Das Ergebnis 2023 ist nicht so gut 

wie 2022. Da muss man aber sehen, dass wir im letzten Jahr eine sehr starke Inflation hatten. 

Das haben wir nicht alles an die Bürgerinnen und Bürger weitergegeben, was wir an 

Kostensteigerungen hatten. Auch die Zinsen sind sehr beträchtlich gestiegen. Wir haben zum 

Glück die letzten Investitionen in den letzten fünf Jahren Großteils mit Fixzinsen finanziert und 

haben dadurch sehr niedrige Zinssätze für lange Zeit, vor allem im Kanal-Wasser-Straßenbau, 

aber auch bei der Volksschule. Es sind zwar die Schulden um € 18 Mio. gestiegen, aber auch 

das Vermögen um € 36 Mio., also doppelt so viel. Wir haben nicht das Geld irgendwie 

verschwendet oder leichtsinnig verwendet, sondern haben uns immer sehr gut überlegt, wo 

investieren wir. Das sind einfach Infrastrukturinvestitionen, langfristige Investitionen. Das 

heißt, wir haben mehr als das Doppelte an Vermögenswerten geschaffen gegenüber dem, 

was die Verbindlichkeiten gestiegen sind. Das ist das eine und natürlich ist der Zinsdienst 

höher. Beim Kapitaldienst liegen wir immer so zwischen € 4,5 und € 5 Mio. Aber wenn die 

Zinsen von 0 % auf 4 % innerhalb kürzester Zeit steigen, können wir das nicht einfach 

kompensieren oder sagen, das gibt es nicht, wir schauen weg, für uns gilt das nicht. Das sind 

die Rahmenbedingungen, die sind gegeben. Dementsprechend ist das überwiegend auf den 

Zinsdienst zurückzuführen. Die Hoffnung lebt, dass die Zinsen wieder einmal sinken, dann 

schaut das besser aus. Eines wäre auch zu sagen, in den letzten Jahren sind natürlich auch 

die Einnahmen sehr stark gestiegen. Das heißt, insgesamt ist der Haushalt ein höherer, als in 

den vergangenen Jahren. Wenn man zehn Jahre zurückschaut, sind die Einnahmen um € 14 

Moi. im Jahr gestiegen. So gesehen können wir uns durchaus auch leisten, entsprechend 

Kapital- und Zinsdienst zu bedienen. Ich sehe das in keiner Weise dramatisch, die Situation. 

Natürlich beschäftigen wir uns laufend mit den Kosten der einzelnen Bereiche. Da gibt es 

immer wieder kreative Vorschläge von Seiten des Landes, der Gemeindeaufsicht. Wir könnten 

das Hallenbad schließen, wir können den Eislaufplatz schließen, wir können das 

Sportzentrum schließen. Das wissen wir alles, weil das die großen Verlustbringer sind. Aber 

wir wollen das nicht. Darum müssen wir diese Einrichtungen, die wichtig sind für die 

Bürgerinnen und Bürger, auch mitfinanzieren. Das sind allein € 6 bis € 7 Mio., die wir in die 

verschiedenen Einrichtungen, die wir haben, investieren. Leitzersdorf braucht vielleicht nicht 

unbedingt ein Hallenbad, aber für eine Stadt wie Stockerau ist das durchaus eine 

zweckmäßige Einrichtung. Wir bedienen damit ja nicht nur unsere Stadt, sondern auch das 

Umland. Ich glaube, dass man da durchaus dazu stehen muss. Das sind natürlich Kosten, 
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das sind Finanzierungserfordernisse, € 23 Mio. haben wir allein letztes Jahr investiert. Also 

es ist nicht so, dass wir das Geld leichtfertig ausgeben. Kann man nicht sagen. 

 

Völkl: Dankeschön. Der Herr Gemeinderat Kubat hat noch eine Wortmeldung. 

 

Kubat: Die Diskussion erinnert mich irgendwie an den Film „Und täglich grüßt das Murmeltier“. 

Sie sagen immer wieder, wir haben das Vermögen. Wenn man sich das anschaut, das steht 

auch im Rechnungsabschluss, wie das Vermögen gegliedert ist. Das ist in dem Sinne kein 

Vermögen, das sind keine Goldbarren, die irgendwie als Sicherheit dienen können, sondern 

es ist ein Vermögen, das im öffentlichen Interesse steht und unveräußerlich ist. Zum Beispiel 

das Rathaus mit € 670.000. Ja, selbst ein Bürosessel steht drinnen fürs Bürgerservice mit € 

1.000. Ein Geschirrspüler für den Europakindergarten mit € 2.200, das ist das Vermögen der 

Stadt Stockerau. Wir können das nicht verkaufen, weil A, würde die Verwaltung stehen 

bleiben, wortwörtlich, wenn wir die Bürosesseln verkaufen und B, ein Rathaus glaube ich 

kaum, dass man das verkaufen sollte. Dieses Vermögen sind in dem Sinne Werte, die zwar 

da sind, aber nicht Werte, die ich realisieren kann, um irgendwelche Schulden oder eine 

gewisse Liquiditätsanspannung zu vermeiden und realisieren zu können. Das andere ist mit 

dem Schuldendienst. Es gab die Inflation, die Zinsen sind auch gestiegen, das stimmt, aber 

ich kann nicht ein Budget planen auf der Hoffnung, hoffentlich sinken irgendwann einmal 

wieder die Zinsen. Wir müssen mit einem Worst-Case-Szenario arbeiten. Wenn es besser 

wird, umso besser für die Gemeinde. Aber wir müssen jetzt sagen, das sind die Zinsen und 

Teile dieser Verschuldungen sind auch passiert durch Planungsfehler. Das muss man auch 

einmal offen und ehrlich kommunizieren. Wir sind bei der Volksschule bei über € 20 Mio. Da 

waren auch Planungsfehler enthalten, das will ich einmal so festhalten. Wir brauchen 

strukturelle Reformen und wir können nicht einfach so sagen, okay so sind die Ausgaben und 

ich verlasse mich darauf, dass irgendwann einmal die Zinsen wieder sinken und dass ich dann 

vielleicht wieder Gebühren erhöhe. Wir brauchen strukturelle Reformen und dafür müssen wir 

wagen, neu zu denken. Dankeschön. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Schönen guten Abend, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuschauerinnen und 

Zuhörerinnen und Zuhörer hier im Saal und zu Hause vom Livestream. Ich möchte hier 

anschließen, aber ich möchte einen anderen Aspekt hervorgreifen. Ich habe mir das 

Arbeitsübereinkommen 2019 bis 2026 noch einmal herausgeholt. Die Grundlage war für die 

Zusammenarbeit von ÖVP, SPÖ und FPÖ in diesen nun bald zu Ende gehenden sechs 

Jahren, ziemlich genau vor fünf Jahren. Da steht eigentlich was sehr Gescheites drinnen. 

Einen gemeinsam zu definierenden mittelfristigen Budgetpfad und finanzielle Handlungs-

spielräume zu erarbeiten. Das ist genau das, was mein Kollege jetzt eingemahnt und 

eingefordert hat. Und das ist eigentlich in dieser Form nicht erfolgt, das hat man beabsichtigt, 

hier wirklich einen gemeinsamen Budgetpfad, einen gemeinsamen Budgetkorridor, der wurde 

nicht wirklich erstellt. Und das genau fällt uns jetzt in diesen wirtschaftlich sicherlich 

herausfordernden Zeiten auf den Kopf. Ich kann nur noch einmal appellieren, diese gute 

Absicht auch in die Tat umzusetzen. Denn jetzt, fünf Jahre später, nachdem man diesen 

Budgetpfad oder ich sage mal Budgetkorridor, nicht erstellt hat, steht man eben mit den € 72 

Mio. Schulden da. Rekordverschuldung, um das auch einmal zu sagen und auch eine 

Rekordverschuldung pro Kopf mit € 4.200 Verschuldung pro Einwohner. Gestartet ist man in 

dieser Periode mit rund € 40, 41 Mio. Verschuldung und € 13 Mio. Haftung, also etwas über € 
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50 Mio. Verbindlichkeiten. Und was besonders dramatisch ist, ist das dahinschmelzende 

Haushaltspotential. Man könnte fast sagen, das Haushaltspotential schmilzt dahin wie heuer 

der Schnee in den Bergen. Es ist jetzt auf € 1,4 Mio. zusammengeschmolzen und im 

Voreinschlag ist es ja dann überhaupt null für das heurige Jahr. Also hier beginnt eben die 

Entwicklung im Jahr 2023, sich ganz dramatisch hier darzustellen. Also, hier noch einmal der 

Appell, wirklich diesen Budgetpfad, diesen Budgetkorridor in Angriff zu nehmen und zu 

schauen, wo sind die Leitplanken für zukünftige Budgets. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön, der Herr Gemeinderat Franta, bitte. 

 

Franta: Dankeschön, einen wunderschönen Abend. Beim Bundesheer nennt man das 

„Führung durch Vorbild“. Vielleicht wollen die GRÜNEN Stockerau, ihre ausgabenseitigen 

Anträge überdenken, die immer wieder in den letzten Jahren eintrudeln oder aber das Budget 

nicht in dem Ausmaß kritisieren, wenn sie einerseits an der Ausgabenschraube immer wieder 

drehen mit diversen Projekten und Eilanträgen, andererseits dann sich wundern, wenn die 

Ausgaben auf der anderen Seite steigen. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Finanzstadtrat, bitte. 

 

Dummer: Also, ein Budgetpfad gibt es natürlich. Den ziehen wir jetzt auch schon fünf Jahre 

durch. Ich möchte nur kurz in Erinnerung rufen, die Überschüsse der letzten drei Jahre waren 

€ 6 Mio., € 4 Mio., € 5,7 Mio. und heuer € 450.000. Selbst in diesem schwierigen Jahr, wo die 

Personalkosten um fast 10 % gestiegen sind, wo die Zinsen von 0 auf 4 % gestiegen sind und 

wo die Energiekosten von 9 Ct auf 32 Ct sich fast vervierfacht haben, selbst in diesem Jahr 

erwirtschaften wir nur einen Überschuss. Wenn mir da jemand sagt, es gibt keinen 

Budgetpfad, dann hat er irgendwie das Budget oder den Rechnungsabschluss nicht ganz 

verstanden würde ich meinen. Und zu den Schulden, das ist nicht richtig. Die € 14 Mio. waren 

allein die Leasingverbindlichkeiten. € 52 Mio. gab es dann noch in der KIG für die Haftungen 

und dann gab es noch € 4 Mio. Kassastand Minus und noch € 2 Mio. Minus bei den 

Lieferanten. Zu Beginn haben wir Schulden gehabt von € 111 Mio., wenn man alles 

zusammenzählt. Jetzt haben wir € 127 Mio. und in der Zwischenzeit haben wir € 60 Mio. 

investiert. Also, wenn das kein solides Budget ist, dann habt ihr einfach das Rechnen verlernt. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Auf die Bemerkung von unserem Kollegen Herrn Franta will ich nur sagen, wenn man 

Dringlichkeitsanträge macht, wo man fordert ein Klimaticket, das kostet € 1.700 und man sagt, 

das sind Ausgaben, die sind ein Wahnsinn, zeigt das doch schon sehr die angespannte 

budgetäre Lage oder nicht? 

 

Völkl: Wenn es keine Wortmeldungen mehr gibt, doch. Herr Gemeinderat Franta, bitte. 

 

Franta: Herr Gemeinderat Kubat, ich habe lediglich eingefordert „Führung durch Vorbild“. 

Wenn man das Budget kritisiert, aber ständig neue Eilanträge erfindet und ich erinnere mich 

auch an die Aufnahme auf irgendwelchen Flüchtlingsheimen und weiß Gott was da alles 

gekommen ist oder was damals alles war, wie oft ihr Anträge gemacht habt. Wenn man das 

Budget kritisiert, sollte man auch die Ausgaben überdenken und bei sich selber anfangen. 
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Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag. Der Gemeinderat wolle beschließen, der Rechnungsabschluss 

der Stadtgemeinde Stockerau für das Finanzjahr 2023 wird mit sämtlichen Beilagen vom 

Gemeinderat genehmigt. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich 

sehe hier Zustimmung von der Fraktion der ÖVP, der SPÖ. Enthaltungen? Herr Stadtrat 

Pfeiler und Herr Gemeinderat Muth. Gegenstimmen? Herr Gemeinderat Kubat. Wolfgang 

Mayer, darf ich dich fragen? Du hast zugestimmt. Auch die Fraktion der FPÖ auch 

Zustimmung. Ich danke schön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 1 Kubat GRÜNE 2  Pfeiler, Muth 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Ćorković nimmt an der Sitzung teil 17:39 Uhr 

 

 

 

4. Darlehensaufnahme – Umfinanzierung 8 Darlehen 
 

Dummer: Und zum Abschluss auch noch ganz persönlich mein Dank an Herrn Direktor Binder 

und seine Mitarbeiter für die Erstellung dieses Rechnungsabschlusses. Das war wirklich eine 

Mörderaufgabe, nur zur Veranschaulichung, das Büchlein ist 600 Seiten dick und jede 

einzelne Zahl muss sorgfältig geprüft und erfasst werden. Es war wirklich eine mächtige 

Aufgabe und dafür ein herzliches Dankeschön von meiner Seite.  

Ich komme zum nächsten Tagesordnungspunkt Darlehensaufnahme für die Umfinanzierung 

von 8 Darlehen. Um die geplanten Investitionsvorhaben des Jahres 2024 umsetzen zu können 

und fristgerecht für die erforderliche Bedeckungssorge zu tragen, wurde von der 

Stadtgemeinde die erforderlichen Finanzierungen des Jahres 2024 wie im Vorschlag 2024 

vorgesehen ausgeschrieben, in Summe € 11.670.000, wenn wir alle Projekte umsetzen. Für 

jedes einzelne Projekt wird ein Vertragsabschluss getätigt und es folgt auch eine getrennte 

Zuzählung. In dem Fall geht es um die Darlehensaufnahme für die Umfinanzierung von 8 

Darlehen in Summe € 1.670.000 mit einer gewichteten Laufzeit von 10 Jahren, also genau 

dieselbe Laufzeit wie die Darlehen jetzt haben im Durchschnitt. Die Summe ist auch dieselbe, 

wie die Darlehen derzeit aushaften. Tilgungsbeginn wäre dann der 15.02.2025. Tilgen können 

wir am 30.06.2024. Wir ersparen uns dadurch rund 2% Zinsen pro Jahr und damit in etwa im 

ersten Jahr € 32.000 und die sinken dann laufend, wenn wir laufend tilgen. Von neun 

angefragten Banken haben acht ein Angebot bzw. ein Teilangebot abgegeben. Die 

Angebotsprüfung hat die Bank für Kärnten und Steiermark mit einem Aufschlag von 0,39 % 

auf den drei Jahres ICS-Swap-Satz. Stand 15.02.2024 war der Zinssatz 3,264%, fix bis zum 
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31.12.2027 und nach dieser Fixzinsperiode gilt das 6-Monats-Euribor plus 0,39 %. 

Mindestzinssatz ist immer 0,39 %. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von € 1.670.000 zur Finanzierung des Projektes Umfinanzierung 8 Darlehen bei der 

Bank für Kärnten und Steiermark mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den drei Jahres ICS-

Swap-Satz fix bis zum 31.12.2027 und danach 0,39 % Aufschlag auf den 6-Monats-Euribor 

wird vom Gemeinderat genehmigt. Gemäß § 90 Abs. 4 Ziffer 10 NÖ Gemeindeordnung 1973 

ist für die Darlehensaufnahme keine Genehmigung des Landes NÖ erforderlich, weil es eine 

1:1 Umschuldung ist. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Ich habe eine Frage. Es ist diese Umschuldung im Finanzausschuss besprochen 

worden, aber dennoch finde ich den Amtsbericht ein bisschen irreführend. Eine Umschuldung 

bedeutet ja, dass sozusagen frühere Kredite aus früheren Projekten umgeschuldet werden 

auf einen neuen Kredit. Da steht aber drinnen, für die geplanten Investitionsvorhaben des 

Jahres 2024 umsetzen zu können, wird da sozusagen dieser Kredit aufgenommen. Das finde 

ich ein bisschen eigenartig und irreführend. Ich finde es wäre zielführend, wenn man in dem 

Amtsbericht konkret darauf eingeht, welche Darlehen, die für welche Projekte ursprünglich 

aufgenommen wurden, hier zur Umschuldung gelangen. Vielleicht kannst du das kurz 

ausführen, welche Darlehen für welche Projekte das eigentlich ursprünglich waren. 

 

Dummer: Das haben wir im Finanzausschuss sehr im Detail vorgelegt, diese Unterlage mit 

den einzelnen Darlehen, Laufzeiten, Restlaufzeiten und mit der Gewichtung. Ich habe die Liste 

mit, ich kann es vorlesen. Allerdings diese Vorbemerkung, die gilt für alle Darlehen, die wir 

zum Teil schon in der letzten Sitzung genehmigt haben und das sind jetzt zwei, die noch offen 

sind. Das eine, das nicht beschlossen wurde und eines, das nicht auf der Tagesordnung 

letztens stand. Die Vorbemerkung, die ich vorgelesen habe, gilt für alle Darlehen, die wir 

letztes Mal beschlossen haben und heute noch beschließen. Wenn es gewünscht ist, kann 

ich die Liste vorlesen, ändert aber an der Tatsache nichts.  

Also, das war ein Darlehen für die Volksschulen € 399.995 mit sieben Jahren Restlaufzeit, für 

die Raumplanung 2015 € 80.000 mit acht Jahren Restlaufzeit, Straßenbau € 360.000 neun 

Jahre Restlaufzeit, Friedhof € 96.000 acht Jahre Restlaufzeit, BA 20 bei der ABA € 130.500 

fünfzehn Jahre Restlaufzeit, Parkdeck Rögergasse € 217.796 neun Jahre Restlaufzeit, ABA 

BA 21 € 192.000 fünfzehn Jahre Restlaufzeit, WVA BA 14 € 195.000 fünfzehn Jahre 

Restlaufzeit. Gewichtet ist die durchschnittliche Restlaufzeit 10,27 und da haben wir auf 10 

abgerundet. Der Stand der Darlehen ist € 1.671.291, da haben wir abgerundet auf 1.670.000. 

Die Zinsdifferenz zum jetzigen Angebot ist im Schnitt 2 % höher als das jetzige Angebot. Gibt 

es noch einen zusätzlichen Informationsbedarf zu den Darlehen? 

 

Pfeiler: Nein, danke. Das ist finde ich, eine ganz, ganz wichtige Information, dass man weiß, 

was hier umgeschuldet wurde. Das kann man in den Amtsbericht hineinschreiben. Von uns 

wird auch immer gefordert, dass der Amtsbericht die wesentlichen Informationen umfassen. 

Ja, die Präambel weiß ich, ist die gleiche Präambel von allen anderen, aber von der Natur her 

ist diese Kreditaufnahme eine andere als jene der anderen aufgenommenen Kredite. Darum 
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wäre es wichtig gewesen, im Amtsbericht zu erfassen, welche Kredite zu welchen 

Investitionsprojekten umgeschuldet wurden. Danke für die Aufklärung. 

 

Dummer: Und die Zuordnung erfolgt in Zukunft natürlich zu diesen Darlehen. Wir nehmen 

zwar ein Darlehen auf, ordnen das aber diesen einzelnen Projekten zu. 

 

Völkl: Bitte, der Herr Gemeinderat Mayer hat auch noch eine Frage. 

 

Mayer: Ja, danke schön. Gerhard, wenn du bitte das noch bestätigen könntest in der 

Gemeinderatssitzung, wie du das im Ausschuss gemacht hast, dass durch die 

Umschuldungen keine zusätzlichen Gebühren für die Gemeinde anfallen. Ist das so korrekt? 

 

Dummer: Das ist noch in Abklärung. Grundsätzlich steht es im Kreditvertrag so drinnen. In 

den allgemeinen Geschäftsbedingungen steht noch etwas anders, aber das ist in Abklärung. 

Die Oberbank hat gesagt, sie ruft mich zurück, sie prüfen das. Laut Kreditvertrag müsste man 

meinen, es fallen keine Umschuldungsgebühren an bei vorzeitiger Abdeckung. Wenn wir zum 

30.06., also zur nächsten Zinsfälligkeit tilgen, so steht es im Vertrag. In den allgemeinen 

Geschäftsbedingungen steht etwas anders. Aber der Vertrag hat üblicherweise Vorrang vor 

den allgemeinen Geschäftsbedingungen. So ist es im Geschäftsverkehr üblich. 

 

Mayer: Wie stimmen wir jetzt ab? 

 

Dummer: Naja, über die Darlehensaufnahme stimmen wir ab. 

 

Völkl: Wenn keine weiteren Fragen mehr sind, kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche 

um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

5. Darlehensaufnahme – Volksschulen Restfinanzierung 
 

Dummer: Gut. Ein Darlehen, das auch noch offen war, ist die Darlehensaufnahme für das 

Projekt Volksschulen, die Restfinanzierung. Da haben wir im Voranschlag € 3 Mio. enthalten 

mit einer Laufzeit von 25 Jahren. Die Ausnutzung erfolgt je nachdem, wie die 

Schlussrechnungen einlangen im Laufe des Jahres. Auch das haben wir im Ausschuss 

besprochen. Tilgungsbeginn wäre der 15.02.2025 mit halbjährlichen Raten. Die Annuität 

beträgt dort € 176.500 pro Jahr. Bisher hat das Land NÖ Projektkosten von € 15.373.500 

anerkannt, wofür Darlehen in annähernd der gleichen Höhe ausgenutzt sind. Von den neun 

angefragten Banken haben in dem Fall acht ein Angebot abgegeben und die Bank für Kärnten 



-18- 
Gemeinderat 25.03.2024 

und Steiermark ist mit 0,39 % Aufschlag auf den ICS-Swap mit Fix bis Ende 31.12.2027 als 

Bestbieter hervorgegangen. Nach der Fixzinsperiode gibt es dann Euribor plus 0,39 %.  

Die Darlehensaufnahme selbst erfolgt erst nach Durchführung der Endabrechnung mit dem 

Land NÖ. Daraus ergibt sich dann, ob für diese Darlehensaufnahme eine Genehmigung durch 

das Land NÖ einzuholen ist oder ob dieses Darlehen gemäß § 90 Abs. 4, Ziffer 2 der NÖ 

Gemeindeordnung für die Darlehensaufnahme keine Genehmigung des Landes NÖ 

erforderlich ist. Sobald wir wissen, welche Summe vom Land bei der Endabrechnung 

anerkannt ist, wissen wir, ob wir eine Genehmigung brauchen oder nicht. Ein positiver Effekt 

von einer höheren anerkannten Abrechnungssumme ist auch, dass der Zuschuss höher wird. 

Wir haben schon vorgefühlt, das ist nicht undenkbar, aber das Land sagt, sie können das erst 

prüfen, wenn sie die Abrechnung vorliegend haben. Ursprünglich hatten wir ja € 18,5 Mio. 

budgetiert, jetzt sind die Kosten € 21 Mio. Das ist eine Kostenüberschreitung von 13 % 

angesichts der Inflation, die wir hatten in den letzten zwei Jahren, ist es eine beachtlich 

niedrige Kostenüberschreitung. Wir haben Preisgleitung vereinbart gehabt, das heißt, variable 

Preise und wir sind eigentlich sehr gut ausgestiegen. Trotzdem sind die Kosten höher, daher 

rechnen wir auch mit einer höheren anerkannten Kostenobergrenze. Das würde einerseits 

dazu führen, dass wir einen höheren Zuschuss kriegen und andererseits ist es dafür 

entscheidend, ob wir Genehmigung brauchen oder nicht.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von € 3 Mio. zur Finanzierung des Projekts Volksschulen-Restfinanzierung bei der Bank 

für Kärnten Steiermark mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den Drei-Jahres-ICE-Swapsatz 

fix bis zum 31.12.2027 und danach 0,39 % Aufschlag auf den Sechs-Monats-Euribor wird vom 

Gemeinderat genehmigt.  

Die Darlehensaufnahme erfolgt erst nach Durchführung der Endabrechnung mit dem Land 

NÖ und daraus ergibt sich dann, ob wir eine Genehmigung einholen müssen oder ob keine 

Genehmigung erforderlich ist.  

 

Völkl: Dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ. Enthaltungen? Fraktion 

der GRÜNEN. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 3 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

6. Anpassung – Brennholzpreise 
 

Dummer: Gut, nächster Tagesordnungspunkt ist die Anpassung der Brennholzpreise. In dem 

Fall nach unten, nachdem der Holzpreise gesunken ist. Die Preise sind in den letzten Jahren 

gestiegen, das hat sich jetzt beruhigt und dadurch sind wir in der Lage das Brennholz, das 
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unser Forstbetrieb erzeugt, günstiger abzugeben. Das heißt, statt der bisherigen € 130 pro m3 

oder Festmeter soll der Preis auf € 115 gesenkt werden. Für das Holz an sich, für das Spalten 

und Schneiden bleibt der Zuschlag bei € 20 trotz gestiegener Personalkosten gleich und für 

die Zustellung bleibt der Preis ebenfalls mit € 20 unverändert. Lediglich der Grundpreis 

reduziert sich von € 130 auf € 150. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag der Gemeinderat wolle beschließen, die Brennholzpreise werden 

laut abgebildeter Preisliste mit 25.03.2024 neu festgelegt, also mit € 115 pro m3 oder 

Raummeter oder Festmeter, weiß ich jetzt nicht so genau und die Zuschläge € 20 fürs 

Schneiden und Spalten und € 20 für die Zustellung. 

 

Völkl: Dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

7. Ergänzung – Musikschultarif   
 

Dummer: Dann bin ich im Finale. Es gibt in der Musikschule einige Ergänzungsfächer, wie 

zum Beispiel Theorieunterricht, Musikalische Bildung oder Ensembles. Diese kann man 

derzeit nur in Kombination mit einem Hauptfach buchen, dann ist das Ergänzungsfach gratis 

zu besuchen. Jetzt gibt es einerseits Kapazitäten bei den Ergänzungsfächern und 

andererseits auch Interesse von Musikschülern daran. Damit man auch in Zukunft die 

Möglichkeit geben kann, nur das Ergänzungsfach zu besuchen, sollte ein neuer Tarif 

festgelegt werden mit € 100 pro Semester. Das ist im Vergleich zu anderen Musikschulen in 

der Umgebung auch so und soll bereits im Schuljahr 2024/25 berücksichtigt finden.  

 

Antrag 

Und ich stelle daher den Antrag der Gemeinderat wolle beschließen, die Erweiterung des 

Tarifs für die Regionalmusikschule Stockerau für die Absolvierung von Ergänzungsfächern 

ohne Koppelung an ein Hauptfach mit € 100 pro Ergänzungsfach und pro Semester ab dem 

Schuljahr 2024 wird genehmigt. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Ich habe eine Frage. Zusätzlich zu den Stunden ist auch jeweils ein 

Instandhaltungsbeitrag zu entrichten, der ist davon unberührt. Das heißt auch jemand, der nur 

ein Ergänzungsfach besucht, ist zusätzlich verpflichtet, diesen Instandhaltungsbeitrag zu 
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entrichten. Ist das richtig? Weil dazu habe ich nichts im Amtsbericht gefunden. Ich wollte nur 

zur Klarstellung nachfragen. 

 

Dummer: Würde ich nicht meinen, ich würde meinen, dass mit den € 100 das abgegolten ist, 

das Ergänzungsfach, oder? Ja, also die € 100 ist das, was zum Zahlen ist, wenn man nur ein 

Ergänzungsfach besucht. 

 

Pfeiler: Der Instandhaltungsbeitrag dient dazu, dass auch das Gebäude erhalten wird. Ich 

denke, es wäre angemessen, dass man auch beim Besuch eines Ergänzungsfaches den 

Instandhaltungsbeitrag zu entrichten hat. Ich finde es grundsätzlich positiv, dass man diese 

Möglichkeit eröffnet. Gleichzeitig halte ich es aber für angemessen, dass man auch diese 

Instandhaltungsbeiträge, so wie für alle anderen, die die Musikschule besuchen auch 

vorschreibt, das wäre für mich irgendwie eine logische Gebührenordnung. 

 

Völkl: Wir schauen uns das an. Wir könnten es jetzt so beschließen und dann für die Zukunft 

schauen wir uns das an. 

 

Pfeiler: Es wären ja zusätzliche Einnahmen. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Einstimmigkeit, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Finanzstadtrat. Wir kommen nun zum Antrag des Herrn Stadtrates 

für Bauwesen und Stadtentwicklung. Der Herr Markus Rosenberger ist am Wort. 

 

 

 

8. Mehr- und Minderkosten – Erweiterung Volksschulen 
 

Rosenberger: Einen schönen guten Abend auch von meiner Seite. Schönen guten Abend zu 

Hause vorm Fernseher und natürlich bei uns im Publikum, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Ich darf heute, wie in fast jeder Gemeinderatssitzung, Mehr- oder Minderkosten oder einen 

Teil zumindest von der Volksschule vorbringen.  

Der Amtsbericht geht dieses Mal um das Gewerk der Schließanlage. Im Zuge der 

Detailplanung und Ausführung sowie der Abstimmung mit dem Nutzer haben sich beim 

Gewerk Schließanlage Mehrleistungen ergeben. Diese umfassten wie im Prüfbericht des 

Generalplaner beschrieben Massenmehrungen bei den Schlüsseln sowie eine gegenüber der 

Ausschreibung erhöhte Anzahl von Möbel- und Halbzylindern für die Garderobenschränke. 

Die Mehrkosten betragen 9.098,74 € netto, die fortgeschriebene Auftragssumme beträgt 

91.277,36 € netto. 
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Dann gibt es noch ein Gewerk, das wir gerne beauftragen. Um die unberechtigte Einfahrt 

sowohl in das Parkdeck als auch auf den Parkplatz der Außenanlage zu verhindern wird bei 

der Zufahrt von der Klesheimstraße ein Schranken errichtet. Die Vergabe erfolgt aufgrund des 

geschätzten Auftragswertes als Direktvergabe. Seitens Generalplaner wurde eine Angebots-

prüfung durchgeführt und der beilliegende Prüfbericht inkl. Vergabevorschlag übermittelt. Die 

Vergabe soll an die Zach Antriebe GmbH mit einer Auftragssumme von 7.763,28 € netto 

erfolgen. Die Summe der beiden Vergaben beträgt 16.862,02 € netto. 

Diese Summe ist in der aktuellen Kostenprognose des Generalplaners nicht enthalten kann 

jedoch durch die enthaltene Summe für das Gewerk Metallmöbel (27.752,40 € netto) die 

aufgrund der Verwendung von bestehenden Möbeln nicht abgerufen wird bedeckt werden. 

 

Antrag 

Ich darf daher den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, die Mehrkosten beim 

Gewerk Schließanlage werden an die Tevio GmbH in Höhe von 9.098,74 € netto beauftragt. 

Die Leistungen zur Errichtung der Schrankenanlage werden an die Zach Antriebe GmbH in 

Höhe von 7.763,28 € netto beauftragt. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier 

Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ und von Herrn Gemeinderat Thomas 

Muth. Enthaltung? Herr Gemeinderat Kubat und Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 1 GRÜNE 0  GRÜNE 2  Pfeiler, Kubat 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Dummer verlässt die Sitzung 19:59 Uhr 

 

Rosenberger: Ich danke schön. 

 

 

 

9. Jahresabschlüsse 2022 – ausgegliederter Unternehmen 
 

Völkl: Danke schön. Das Wort hat nun der Herr Stadtrat für Beteiligungen und Liegenschaften, 

Mag. Felix Koll, bitteschön. 

 

Koll: Dankeschön. Noch einmal guten Abend. Bei mir geht es heute atypischer Weise nicht 

um Liegenschaften, sondern ausschließlich um Beteiligungen der Stadt, deren Bilanzen der 

Wirtschaftsjahre 2022 bzw. in einem Fall 2022/23, die ich Ihnen gerne zur Kenntnis bringen 

möchte. Das hat mit dem jetzt beschlossenen Jahresabschluss der Gemeinde zu tun, weil 

vom Herrn Binder geprüft wird, ob irgendwelche Wertberichtigungen für diese Beteiligungen 

Kommunale Immobilien Liegenschaftsverwaltungs- und Verwertungs GmbH und deren 

Jahresabschluss 2022. Der ist vom Wirtschaftsprüfer geprüft und für in Ordnung befunden 

worden. Das Ergebnis ist ziemlich stetig. Es ist ein ähnliches Ergebnis, wie wir das im Jahr 
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davor hatten. Wie schon mehrmals erwähnt, ist es dort gelungen, dass wir den 

Eigenkapitalanteil von rund 19 % zusammengebracht haben und der ist auch von 2021 auf 

2022 sehr gleich geblieben. Vom Ergebnis Vorsteuern gibt es einen Abfall von € 300.000 auf 

rund € 200.000 in dem Jahr. Wie Sie wissen, wurde das Großprojekt begonnen, nämlich die 

Renovierung des Lindenhofes, den wir unlängst besichtigen konnten und der kurz vorm 

Abschluss steht. Aufgrund dieser Renovierung gab es natürlich einige Wohnungen, die 

freizuhalten waren, um die Mieter in der Zwischenzeit von einer Seite auf die andere 

unterzubringen. Deshalb ist das Ergebnis in geringem Umfang schlechter als im Vorjahr. Aber 

die Eigenkapitalquote ist gleich und es ist natürlich ein positiver Cashflow entstanden.  

Die zweite Beteiligung, über die ich berichten möchte, ist die Stockerauer Saubermacher 

GmbH. Wie heute schon erwähnt, ich bin mir sicher Sie haben ganz genau aufgepasst, beim 

Bericht des Prüfungsberichts war in dem Jahr noch 49 % Beteiligung. Das wurde in der 

Zwischenzeit auf 50 % aufgestockt. Auch in diesem Unternehmen gibt es ein positives Kapital 

und einen leicht gestiegenen Jahresabschluss im Jahr 2022 im Vergleich zu 2021, nämlich 

von € 22.000 auf € 27.000. Dort gibt es ein weiteres gutes Ergebnis und Umsatzsteigerungen. 

Es ist also eine angenehme Beteiligung, wo wir uns keine Sorgen machen müssen.  

Schließlich gibt es die FD Feuerbestattungs GmbH, die aufgrund des negativen Eigenkapitals 

im Jahr 2021 ein bisschen ein Sorgenkind war, wo wir dann darauf bestanden haben, obwohl 

wir dort nur 5% haben, dass das Gesellschaftsdarlehen in Eigenkapital umgewandelt wurde. 

Das ist in der Zwischenzeit auch passiert. Aus diesem Grund gab es dann ab 2022 auch ein 

positives Eigenkapital von 29 %. Der Überschuss ist nicht gewaltig, aber wenn man sich die 

Zahlen anschaut 2023 und vor allem auch heuer enorme Zuwächse, weil es immer 

interessanter wird oder immer mehr Leute der Feuerbestattung der Erdbestattung den Vorzug 

geben. Das heißt, auch dieses Unternehmen ist ganz gut unterwegs und wir müssen uns auch 

dort keine Sorgen machen.  

Und das Letzte ist die Weinviertler Energie GmbH und Co KG. Da haben sie zwei Bilanzen in 

den Unterlagen. Das eine ist die KG und deren Vollhafter ist eine GmbH, darum diese GmbH 

und Co. KG-Konstruktion. Es geht dabei um die Stockerauer Windräder, die in der KG sind, 

die natürlich zur großen Freude aller, nicht zuletzt von der Stadt, wo wir knapp 10 % beteiligt 

sind, aufgrund der enorm gestiegenen Preise bei Strom einen tollen Umsatz gemacht hat und 

auch ein tolles Ergebnis gemacht hat. Man ist dort ein bisschen bestürzt über die Steuer, die 

aus diesem Grund zu zahlen sein wird. Da ist noch nicht das letzte Wort gesprochen, aber es 

gab jedenfalls die Gelegenheit, dass aufgrund der wirklich tollen Ergebnisse, die da 

eingefahren werden konnten in der KG aufgrund dieser Situation, tolle Überschüsse und auch 

eine Menge Cash-Reserven angesammelt werden konnten. Man hat die Gelegenheit auch 

genutzt, um dort für etwaigen Abbau der Anlagen Reserven zu schaffen. Auch das ist sicher 

ganz eine gute Idee und bei den Jahresabschlüssen, wo ich immer dabei bin und die Frau 

Bürgermeisterin auch, konnte man diese Dinge diskutieren. Die durchschnittliche Restlaufzeit 

dieser Windräder beträgt jetzt ungefähr acht Jahre. Es gibt vier Windräder und für einen 

möglichen Abbruch wurden Reserven geschaffen. Komplementär dieser Gesellschaft ist die 

Weinviertler Energie GmbH, die abgesehen davon, dass sie Vollhafter ist und auch einen 

Gewinnanteil von der KG kriegt, auch einige Nebentätigkeiten macht, wo insbesondere auch 

der Geschäftsführer und die Gesellschaft, die Familie Rötzer dort Aktivitäten entwickelt, auch 

im Hinblick auf Beratung, was also alternative Energien macht, auch im Hinblick auf PV und 

solche Dinge. Sie sind recht bemüht und nehmen dafür relativ wenig Geld. Das heißt, auch 

diese Gesellschaft bilanziert an sich sehr zufriedenstellend und macht Gewinne. Die Stadt 

profitiert mit knapp 10 % an dieser Sache und ich hoffe, dass sich die Windräder noch sehr 
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lange drehen, damit wir was beitragen können, einerseits zur Erzeugung von alternativer 

Energie und andererseits, dass wir auch ein bisschen profitieren.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, dass folgende Jahresabschlüsse vom Gemeinderat zur Kenntnis 

genommen werden: Kommunale Immobilien Liegenschaftsverwaltungs- und Verwertungs GmbH 

– Jahresabschluss 2022, Stockerauer Saubermacher GmbH – Jahresabschluss 2022, FD 

Feuerbestattungs GmbH – Jahresabschluss 2022 und Weinviertler Energie GmbH 2022/2023 

Wenn es Fragen dazu gibt, bitte ich um Ihre Fragen. 

 

Völkl: Dankeschön, es gibt eine Frage vom Herrn Gemeinderat Kubat. 

 

Kubat: Eine Frage werde ich das nicht nennen, ich würde eher eine Relativierung das jetzt 

nennen bezüglich der KIG. Sie sagten, Herr Stadtrat Kohl, wir müssen uns keine Sorgen 

machen. Auch da gibt es keine Probleme. Verzeihen Sie mir diese Metapher. Bei einem 

Tsunami ist das Wasser weg, die Leute gehen raus und glauben, sie können Party machen 

und irgendwann kommt das Wasser zurück und zwar vernichtend zurück. Zum Zeitpunkt 2022 

schaut es bei der KIG ganz gut aus. Wir haben einen Jahresüberschuss von guten € 200.000, 

aber auch nur, weil die Stadtgemeinde mit € 670.000 etwa nachgeholfen hat. Aber in der 

Zukunft und das ist jetzt das Wasser, was vernichtend zurückkommt, haben wir keinen Plan 

in Wirklichkeit. 2028 ist der Ausgliederungskredit fällig mit etwa € 48 Mio., den muss die KIG 

sofort zahlen. Wir werden wahrscheinlich uns umschulden müssen, aber eine Umschuldung 

wird aus meiner Sicht nicht 1:1 funktionieren, dass man zu einer anderen Bank geht und sagt, 

ich nehme mal € 48 Mio. auf und tilge dann dort wieder € 48 Mio. Mit Umsatzerlösung von € 

4,2 Mio., die die KIG hat im Jahresabschluss 2022, werden wir innerhalb von vier Jahren, wo 

auch ein Jahresüberschuss von € 200.000 ausgewiesen wurde, keine € 47, € 48 Mio. 

stemmen werden. Daher, das muss ich jetzt so ausdrücklich sagen, bezweifle ich, dass wir 

die Gemeindeimmobilien zur Gänze halten werden können in Zukunft. Wir sollten und 

müssen, weil das ist aus meiner Sicht außerhalb eines Aufsichtsratsgremiums, einen runden 

Tisch einfordern, wo alle Gemeinderatsfraktionen zusammenkommen und reden, wie wir 2028 

diesen Ausgliederungskredit stemmen wollen. Wir brauchen hier einen Plan und zwar 

schnellstens. Nicht, dass wir dann irgendwann einmal zwei Jahre später darauf kommen, da 

kommen € 48 Mio., wie macht man das? Und in der Hektik kann man sehr schnell auf den 

Boden fallen, daher jetzt schon agieren. Ein Gedanke wäre, aber das muss man sich sehr 

genau durchrechnen, die KIG besitzt nicht nur Gemeindeimmobilien, sondern auch öffentliche 

Infrastruktur. Zum Beispiel das Sportzentrum Alte Au. Da zahlt, laut Rechnungsabschluss 

2023, die Stadtgemeinde für das Sportzentrum Alte Au etwa € 540.000 an Mieten an die KIG. 

Was wäre, das muss man sich aber wirklich sehr genau im Detail anschauen, wenn die KIG 

nur noch die Gemeindeimmobilien besitzt und die Stadtgemeinde wieder die öffentlich 

notwendige Infrastruktur voll und ganz im Eigentum hat, wie Kindergarten, Sportzentrum. 

Dafür wird sie einen Kredit aufnehmen müssen, aber Fakt ist dann, ob sie jetzt € 540.000 der 

KIG für Miete zahlt oder € 540.000 an eine Bank, wo sie das Eigentum wieder hat über das 

Sportzentrum Alte Au, ist für die Liquidität „ghupft wie ghatscht“. Aus dem Grund möchte ich 

wirklich sehr drängen, dass wir zur KIG einen runden Tisch haben, weil das über ein 

Aufsichtsratsgremium hinaus nicht machbar ist. Ein Aufsichtsrat hat andere Verantwortung 

und andere Aufgaben. Das müssen die Gesellschafter machen und die Gesellschaftsvertreter 

sind aus meiner Sicht im Innenverhältnis zumindest die Gemeinderatsfraktionen. Da es eine 

Kenntnisnahme der Jahresabschlüsse ist, werde ich dem natürlich dann zustimmen. Danke. 
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Koll: Gibt es sonst eine Wortmeldung? Dann kann ich gleich darauf eingehen, ich sehe keine 

Hände in der Höhe. Ich bin ein bisschen enttäuscht, Herr Mag. Kubat, also wirklich sehr sogar. 

Ich finde es unterhaltsam, was ja ein bisschen so ein Kennzeichen der GRÜNEN-Politik ist, 

dass Sie Dinge dramatisieren und vor Gefahren warnen und Ängste schüren. Letztens haben 

wir von der Titanic gehört, mittlerweile sind wir schon beim Tsunami. Ich weiß nicht, wie weit 

das noch steigerbar ist. Ich bin neugierig bis zur Wahl, was es dann noch an Katastrophen 

gibt. Vielleicht werden die Kometen dann bemüht oder sonst irgendwelche Dinge. Sie haben 

gesagt, dass das Ergebnis zwar positiv ist, das kondizieren Sie, Sie sagen aber auf der 

anderen Seite, dass das ja darauf zurückzuführen ist, dass die Stadt Beihilfen gibt. Sie wissen 

ganz genau, Sie sind auch Mitglied im Aufsichtsrat, dass die Beihilfe der Stadt bis vor kurzem 

oder bis vor ein paar Jahren das Doppelte von dem ausgemacht hat, was wir jetzt 

einschießen. Das heißt, wir kommen aus mit der Hälfte jener Zuschüsse, die früher da waren. 

Das ist die erste Geschichte. Das Zweite, was überhaupt ein bisschen traurig ist, ist dass Sie 

sagen, wir haben keinen Plan. Wir haben in der letzten Aufsichtsratssitzung, wie Sie sicher 

wissen, verschiedene Dinge besprochen, über die ich nicht öffentlich reden darf, wie Sie 

wissen. Ich hoffe, dass Sie das auch nicht ausnutzen, dass ich das jetzt nicht darf. Aber von 

der Grundidee wissen Sie genau, dass wir eine Planrechnung in Angriff genommen haben. 

Da gibt es schon ein erstes Ergebnis. Und das lautet, dass mit den bisherigen Zuschüssen, 

die da sind, samt den Projekten, die bis dahin geplant sind, sehr wohl diese Geschichte 

weiterzuführen ist. Die Umsatzerlöse mit den Schulden jetzt zu vergleichen, ist für eine 

Immobiliengesellschaft natürlich netterweise als letzter Schluss. Das wissen Sie, Sie sind 

selber im Immobilienbereich unterwegs. Sehr wohl aber ist dabei zu bedenken, dass Sie sich 

am heutigen Abend widersprechen, weil Sie auf der einen Seite warnen, die Stadt vor großen 

Schulden und auf der anderen Seite jetzt in den Raum stellen, die Stadt möge doch diese 

Liegenschaften zurückkaufen und dafür einen Kredit aufzunehmen. Was also? Sie haben 

selber gesagt, „ghupft wie ghatscht“, wenn ich es richtig zitiere. „Ghupft wie ghatscht“ möchte 

ich nichts machen. Das muss schon sein und da gibt es einen Plan. Glauben Sie mir, es ist in 

Wirklichkeit ein allgemeiner Rundumschlag mit ein paar allgemein hoffentlich populären 

Aussagen, die Sie gerade gemacht haben. Sie sind nur inhaltlich nicht zutreffend und darum 

bitte ich, dass alle diesen von mir jetzt vorgetragenen Abschlüssen 2022 zustimmen. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Eine weitere Wortmeldung der Herr Gemeinderat Daniel Pollak.  

 

Pollak: Vielen Dank. Also die Zustimmung zu den vorgetragenen Abschlüssen ist natürlich 

selbstverständlich. Nur eine kurze Anmerkung, die ich an verschiedenen Stellen immer wieder 

gebracht habe. Ich habe meinen Hoffnungsausdruck verliehen, dass die Situation der KIG auf 

keinen Fall genutzt wird, um sie irgendwie katastrophal darzustellen, um beim Wahlkampf 

irgendwie ein paar Punkte zu sammeln. Deshalb finde ich die Vergleiche mit Natur oder 

sonstigen Katastrophen relativ ungeeignet. Ich glaube, die Gesellschaft steht gut da. Die hat 

auch tatsächlich Werte, die die Schulden überschreiten. Ich glaube, das sollte man aussparen, 

besonders wenn man dann noch einen anderen Hut aufhat, zu manchen Zeitpunkten, der ja 

völlig ausschließt, dass man der Gesellschaft schadet. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön für diese Wortmeldung. Der Herr Gemeinderat Kubat. 

 

Kubat: Also, wenn man, ich möchte auf den Herrn Stadtrat Koll kurz eingehen, sich anschaut, 

die Zuschüsse von 2008 bis jetzt, dann gab es, da haben Sie Recht, manchmal Zuschüsse 

seitens der Stadtgemeinde mit über € 1 Mio. Aber es gab auch Zeiten vor 2019, wo es 
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Zuschüsse gab mit € 700.000 in dem Ausmaß, wo wir jetzt sind. Das kann man so nicht 

pauschal sagen und vergleichen, dass die Zuschüsse von 2008 bis 2019 immer hoch waren. 

Das stimmt so nicht. Das Zweite ist, Schulden sind nicht gleich Schulden. Wenn ich aufgrund 

von Planungsfehlern immer wieder neue Schulden aufnehmen muss, weil ich es hätte auch 

billiger haben können, ist das was anderes, als würde ich dann Schulden aufnehmen und eine 

Investition tätigen und notwendige öffentliche Infrastruktur wieder rückführen in die 

Stadtgemeinde. Aber wie ich auch sagte, muss man jetzt sehr genau rechnen, ob sich die 

Stadtgemeinde Stockerau bei dieser Zinslandschaft das leisten kann. In dem Sinne, dass sie 

sagt, okay, ich kriege einen Kredit für das Sportzentrum Alte Au, wo ich dann auch € 540.000 

an Tilgungsraten samt Zinszahlungen zahlen muss oder gebe ich es dann der KIG? Das 

andere ist, was der Herr Kollege Pollak gesagt hat, da muss ich schon entschieden 

entgegentreten, ich finde es gefährlich für eine Demokratie, wenn man sagt, man darf über 

alles nicht reden, das könnte in der Öffentlichkeit schlecht sein und das ist zu brenzlig, dass 

man darüber redet. Solche Ausreden hat es öfters in der Demokratie gegeben und dann gab 

es keine Demokratie mehr. Es ist schon wichtig, wenn Unternehmen, die im öffentlichen 

Interesse stehen, und das ist die KIG mit 100%, dass Gemeinderatsfraktionen ihre Meinungen 

dazu sagen, damit die Leute wissen, für ihre Meinungsbildung, was meinen die einzelnen 

Parteien. Und einfach den Deckmantel zu sagen, naja, das können wir nicht darüber reden, 

das ist zu brenzlig oder was auch immer, so funktioniert Demokratie nicht und so ersticken 

Debatten. Und das finde ich dann sehr gefährlich. 

 

Völkl: Der Herr Gemeinderat Pollak, bitte. 

 

Pollak: Ja, vielen Dank. Also, ich fürchte, lieber Herr Gemeinderat, Sie haben mich 

missverstanden. Ich möchte nicht, dass Sie zu dem Thema schweigen. Ich halte leidglich die 

Vergleiche mit Katastrophen aller Art für unangebracht. Das war meine Aussage, die ich hier 

wieder nochmal bekräftigen möchte. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Nur ganz kurz zur KIG. Ich glaube, es ist wichtig, dass man sich das immer wieder 

vergegenwärtigt, dass dieser endfällige Kredit von knapp € 50 Mio. einfach wie ein 

Damoklesschwert über dieser KIG und damit auch über der Stadtgemeinde Stockerau steht, 

dass man das einfach nicht verschweigt, dass man darüber redet, wie man diese 

Herausforderung dann im Jahr 2028 stemmen wird können. Zum Zeitpunkt der Gründung der 

KIG war das alles sehr weit weg, aber mittlerweile sind das nur mehr wenige Jahre. Das ist 

das eine. Das Zweite zur Weinviertler Windenergie, die erzeugt jedes Jahr rund 2,8 Mio. 

Kilowattstunden erneuerbaren Strom, was auch vielleicht in der Runde ganz wichtig ist zu 

erwähnen, dass eben mit dieser jetzt gelungenen achtjährigen Laufzeitverlängerung, das ist 

dann de facto bis rund 2030, diese Räder 30 Jahre, also wirklich eine gute lange Zeit gelaufen 

sind. Das sagt auch was über die Qualität der Anlagen aus, und zweitens sagt es auch was 

darüber aus, wie die Familie Rötzer, damals der Otto Rötzer und jetzt der Matthias Rötzer, 

hinter diesen Anlagen dahinter sind und die am Laufen halten, wo es auch schwierig wird, für 

diese mittlerweile in die Jahre gekommenen Anlagen auch Service- und Ersatzteile usw. zu 

beschaffen. Warum ist diese Laufzeitverlängerung bei diesen Anlagen so wichtig? Weil das 

Gelände, auf dem diese Anlagen stehen, keine Windpark-Eignungszonen sind. Diese 

Eignungszonen wurden erst viel später in der Raumplanung festgelegt. Darum ist es gut, dass 

wir jetzt die nächsten acht Jahre noch die Energie nutzen können. In der Zwischenzeit kann 
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man andere Bereiche der erneuerbaren Energie stärken, und diese acht Jahre Übergangs-

zeitraum sollte man ganz stark und gut nutzen, ist auch viel im Gange, um hier anderwärtig 

erneuerbare Energiepotenziale in der Stadt aufzubauen. Wo wir auch daran sind, ist zu prüfen, 

ob die Energie der Windräder auch in die erneuerbare Energiegemeinschaft eingebracht 

werden kann. Da sind noch Gesetzesänderungen im Laufen oder in Diskussion auf 

Bundesebene, die das dann ermöglichen könnten. Technisch ist es möglich, weil diese 

Windräder auf der 20-KV-Leitung hängen des Ortsverteilnetzes und damit auf der gleichen 

Netzebene einspeisen, wie die erneuerbare Energiegemeinschaft hier konzipiert ist. Danke. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung, und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung und 

Kenntnisnahme. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Dummer nimmt an der Sitzung teil und Koll verlässt die Sitzung 20:17 Uhr 

 

Völkl: Wir kommen nun zum Antrag des Herrn Vizebürgermeisters, Stadtrat für Kultur und 

Veranstaltungswesen. 

 

 

 

10. Anpassung – Öffnungszeiten Bücherei 
 

Scheele: Dankeschön. Ich darf Ihnen den Amtsbericht zur Kenntnis bringen. Er betrifft die 

Anpassung der Öffnungszeiten der Bücherei. Die derzeit geltenden Öffnungszeiten sind 

Montag und Mittwoch 7:00 bis 13:00 Uhr, Dienstag und Donnerstag 12:00 bis 18:00 Uhr. Da 

sich die Nachfrage für Ausleihen vermehrt in den Nachmittag verschiebt bzw. die bisherigen 

Öffnungszeiten nicht mehr dem Bedarf entsprechen, sollen die Öffnungszeiten wie folgt 

angepasst werden. Montag und Mittwoch 8:00 bis 12:00 und 14:00 bis 18:00 Uhr, Dienstag 

und Donnerstag 14:00 bis 18:00 Uhr. Die Öffnungszeiten sollen nach 02.04.2024 gelten.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle die soeben vorgelesenen neuen 

Öffnungszeiten nach 02.04.2024 genehmigen. Dankeschön. 

 

Völkl: Ich bitte um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. Einstimmigkeit. 

Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 



-27- 
Gemeinderat 25.03.2024 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Koll nimmt an der Sitzung teil 20:21 Uhr 

 

Völkl: Wir kommen nun zum Antrag des Herrn Stadtrat für Soziales, Gesundheit, Bildung und 

Integration. Bitteschön, Herr Stadtrat. 

 

 

 

11. Änderungen – Beitragsregelung Nachmittagsbetreuung 

Volksschulen 
 

Osmanovic: Dankeschön, Frau Bürgermeisterin. Schönen guten Abend auch von meiner 

Seite. Ich habe heute den Antrag Änderungen, Beitragsregelung, Nachmittagsbetreuung, 

Volksschulen. Ich möchte Ihnen gerne den Amtsbericht zur Kenntnis bringen.  

 

1) Verordnung des Gemeinderates über die Festlegung der Beiträge für die ganztägige 

Schulform mit getrennter Abfolge - AUFHEBUNG; 

Seit dem Inkrafttreten des NÖ Pflichtschulgesetzes 2018 gibt es keine gesetzliche Grundlage 

mehr für die Erlassung einer Verordnung, um die Beiträge für die ganztägige Schulform 

festzusetzen. Der Gemeinderat kann somit die Beiträge für die ganztägige Schulform mittels 

Beschlusses festsetzen, ohne dass es hierzu der Erlassung einer Verordnung bedarf 

 

2) Richtlinie zur Festlegung der Beiträge für die ganztätige Schulform mit getrennter Abfolge 

- NEU;   

Der Regelungsinhalt der aufzuhebenden „Verordnung des Gemeinderates über die 

Festlegung der Beiträge für die ganztägige Schulform mit getrennter Abfolge“ wird somit in 

eine Richtlinie übernommen, nämlich „Richtlinie zur Festlegung der Beiträge für die ganztätige 

Schulform mit getrennter Abfolge“, wobei die Bestimmungen für die An- und Abmeldung für 

die Nachmittagsbetreuung an die geltende Rechtslage angepasst werden.  

Gleichzeitig werden die Beiträge für die Nachmittagsbetreuung ab dem Schuljahr 2024/2025 

um 5 % erhöht und künftig ab dem Schuljahr 2025/2026 wertgesichert. Ab einer Erhöhung 

des Verbraucherpreisindexes 2015 von 5 % ist der Betreuungsbeitrag einmal pro Jahr zu 

Beginn vom Schuljahr anzupassen. Als Bezugszeitraum soll jeweils Dezember (erstmalig mit 

12.2024) im Vergleich zum Vorjahr herangezogen werden. Im Falle einer Änderung ist der 

Beitrag auf volle Euro aufzurunden.   

Die jährliche Valorisierung des Verpflegungsbeitrages durch den VPI 2005 – Stichtag 6/2015 

als Basis, Erhöhung jeweils zum 1. September des Jahres – entfällt. Stattdessen werden die 

Kosten für das Mittagessen zu jenem Betrag verrechnet, den der Essen-Lieferant der 

Stadtgemeinde Stockerau pro Essen verrechnet (im Jahr 2023: € 4,00 pro Essen). 

 

3) Richtlinien zur Ermäßigung der Beiträge im Zusammenhang mit der „Verordnung des 

Gemeinderates über die Festlegung der Beiträge für die ganztägige Schulform mit 

getrennter Abfolge“ (VoNr. 901) - ÄNDERUNG 

Entsprechend den „Richtlinien zur Ermäßigung der Beiträge im Zusammenhang mit der 

„Verordnung des Gemeinderates über die Festlegung der Beiträge für die ganztägige 
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Schulform mit getrennter Abfolge“ (VoNr. 901)“ kann bei Vorliegen der Voraussetzungen eine 

Förderung bzw. Ermäßigung des Betreuungsbeitrages gewährt werden.  

Da die gegenständliche „Verordnung des Gemeinderates über die Festlegung der Beiträge 

für die ganztägige Schulform mit getrennter Abfolge“ aufgehoben und durch die „Richtlinie 

über die Festlegung der Beiträge für die ganztägige Schulform mit getrennter Abfolge“ ersetzt 

wird, ist auch der Titel der „Richtlinien zur Ermäßigung der Beiträge im Zusammenhang mit 

der „Verordnung des Gemeinderates über die Festlegung der Beiträge für die ganztägige 

Schulform mit getrennter Abfolge“ (VoNr. 901)“ durch „Richtlinie zur Förderung bzw. 

Ermäßigung der Beiträge im Zusammenhang mit der Richtlinie zur Festlegung der Beiträge 

für die ganztägige Schulform mit getrennter Abfolge“ entsprechend anzupassen.  

Weiters werden die Einkommensgrenzen für die Gewährung einer Förderung bzw. 

Ermäßigung an die heutigen Verhältnisse angepasst. Als Berechnungsbasis wird nicht mehr 

das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen, sondern der jeweilige Ausgleichszulagenrichtsatz 

gemäß § 293 ASVG zuzüglich eines 10%igen Toleranzbetrages herangezogen. Sofern das 

monatliche Brutto-Familieneinkommen den jeweiligen Ausgleichszulagenrichtsatz gemäß § 

293 ASVG zuzüglich eines 10%igen Toleranzbetrages nicht überschreitet, wird der jeweils 

geltende Betreuungsbeitrag um 30 % ermäßigt.  

 

Antrag 

1) Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen. Da es seit dem 

Inkrafttreten des NÖ Pflichtschulgesetzes 2018 keine gesetzliche Grundlage mehr für die 

Erlassung einer Verordnung über die Festsetzung der Beiträge für die ganztägige 

Schulform gibt, wird die Aufhebung der „Verordnung über die Festlegung der Beiträge für 

die ganztägige Schulform mit getrennter Abfolge“, beschlossen. 

2) Die nachfolgende Richtlinie betreffend Festlegung der Beiträge für die ganztätige 

Schulform mit getrennter Abfolge wird genehmigt. 

3) Die nachfolgende Richtlinie zur Förderung bzw. Ermäßigung der Beiträge im 

Zusammenhang mit der Richtlinie zur Festlegung der Beiträge für die ganztägige 

Schulform mit getrennter Abfolge wird genehmigt. 

 

Soll ich alle Richtlinien und alles vorlesen oder können wir das so belassen? 

 

Völkl: Die sind dem Amtsbericht beigelegen, jeder kann sie einsehen und hat sie 

wahrscheinlich gelesen. 

 

Osmanovic: Ja, davon ist auszugehen. Dann bitte ich um Zustimmung. 

 

Völkl: Dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Ich sehe hier Einstimmigkeit und bedanke mich. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Ruzicka verlässt die Sitzung 20:26 Uhr 
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Osmanovic: Vielen Dank, schönen Abend. 

 

 

 

12. Subventionen – Spitzensportförderung 2024 
 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen des Referats Sport und Freizeit und der Herr 

Gemeinderat Daniel Pollack, Stellvertreter des Obmanns im Sportausschuss, verliest die 

Anträge. 

 

Pollak: Vielen Dank für das Wort. Ich freue mich, diese erfreuliche Geschichte vorlesen zu 

dürfen. Im Sinne der Richtlinien für Sportförderungen gemäß § 8 betreffend dem Bereich 

Spitzensport sind von Sportvereinen einige Anträge eingelangt. Die Ersuchen wurden im 

Gemeinderatsausschuss „Sport und Freizeit“ besprochen und einstimmig zur 

Beschlussfassung empfohlen.  

Folgende Spitzensportförderungen 2024 sollen genehmigt werden. 1. Stockerauer Base- und 

Softballverein € 600, Stockerauer Eissportverein € 4.000, Fitaktivclub Gitti City € 1.000, FitA 

Fitaktivclub Gitti City, Rhythmische Sportaerobic (vorher war es die Gymnastik) ebenfalls € 

1.000, Racoons Sportverein € 1.500, SV Sparkasse Stockerau € 6.500, Taekwondo Kumgang 

Stockerau € 2.000, Union Handballclub Stockerau € 11.000, Union Tennisclub Raiffeisen 

Stockerau € 1.000 und schlussendlich der UTTC Panaceo Stockerau € 5.900. In Summe geht 

es um eine Spitzensportförderung in Höhe von € 34.500, was dem in der Förderungsrichtlinie 

festgelegten Anteil für Spitzensportförderung entspricht.  

 

Antrag 

Ich bitte daher um Zustimmung zu dem gleichlautenden Antrag. 

 

Völkl: Dankeschön. Wenn es keine Wortmeldungen gibt, kommen wir zur Abstimmung und 

ich ersuche ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

13. Subventionen – Sport-Projektförderung 1. Halbjahr 2024 
 

Pollak: Kommen wir jetzt zu den Sportprojektförderungen. Im Sinne der Richtlinien für 

Sportförderungen betreffend den Bereich Projektförderungen sind von Sportvereinen einige 

Anträge eingelangt. Gemäß Richtlinie § 7 maximal 50 % der Gesamtprojektkosten und € 2.000 

pro Projekt- und Kalenderjahr. Die Ansuchen wurden im Gemeinderatsausschuss für Sport 

und Freizeit besprochen und einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen.  
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Folgende Projektförderungen sollen genehmigt werden. Basketball Klub StockCity, die haben 

um ein Vereinsmaskottchen angesucht. Das ist leider abgelehnt worden, da es nicht den 

Richtlinien entspricht. 3x3 Basketball StockCity, hier hingegen bekommen Sie € 800 für eine 

Veranstaltung. Ballsportclub Cageball.at € 400, Stockerauer Eissportverein, Teilnahme am 

U19 Europa Cup in Krefeld € 1.000, Fitaktivclub Gitti City rhythmische Gymnastik € 500 und 

die Fitaktivclub Gitti City Sportaerobic ebenfalls € 500, beide für Teilnahme an internationalen 

und nationalen Wettkämpfen. Die ASKÖ Fechtgilde Stockerau für ein Sommercamp € 250. 

Die Next Generation Z für Trainingsausrüstung € 250. Racoons Sportverein für ein 

Firmenturnier € 250. Die Sportunion Stockerau hat hier keine Geldleistung beantragt, sondern 

ein später zu behandelndes Nachlass für Hallenmiete. SV Sparkasse Stockerau € 1.500. Der 

Union Handball Club € 1.000. Der Union Tennisclub € 300. Der UTTC Panaceo € 500 und der 

SC Tennis Stockerau, Erneuerung Bewässerungsanlage € 500. In Summe gibt das einen 

Betrag von € 7.750 für das 1. Halbjahr. Das ist um 50 € mehr als die Hälfte der 

Projektförderung. Der zweite Teil abzüglich dieser 50 € wird im zweiten Halbjahr besprochen. 

 

Antrag 

Ich ersuche wieder um Beschlussfassung des Antrags, der dem entspricht. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Ich ersuche um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. 

Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Pollak: Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen. Dem Antrag des Herrn Vizebürgermeisters, Stadtrat 

für Verwaltung und Digitalisierung. Bitte schön. 

 

 

 

14.Beauftragung – Cloud Telefonie 
 

Falb: Schönen guten Abend. Danke, Frau Bürgermeisterin. Ich habe einen Amtsbericht hier 

im öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung, der betrifft den Umstieg der Stadtgemeinde hin 

zur Cloud-Telefonie. Wir haben ja seitens der A1 werden also die SDN abgeschaltet und 

insgesamt ist die Telefonanlage der Stadtgemeinde bereits in einem sehr aus der Zeit 

gefallenen Zustand und wo es also zum Beispiel keine Ersatzteile mehr gibt. Das heißt, wir 

müssen zum Jahresende eine Technologieumstellung vornehmen in Richtung Cloud-

Telefonie. Wir haben aus dem Grund vier Angebote eingeholt. Von denen waren zwei aus 

technischen Gründen auszuscheiden. Es sind zwei in die engere Wahl gekommen und da 

würden wir einen Zuschlag an die EL KOM Electronic und Kommunikationstechnik GmbH 

bzw. die AlphaPhone Telekommunikations GmbH gerne vornehmen, wo mit einmal Kosten 
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von € 30.828,30 und monatlichen Kosten von € 1.687,27 zu rechnen ist. Auf eine Laufzeit von 

zehn Jahren gerechnet € 233.300,70. Das andere Angebot, das Vergleichsangebot, hätte sich 

auf € 286.572,12 auf diese zehn Jahre gerechnet belaufen.  

 

Antrag 

Ich darf daher den Antrag stellen der Gemeinderat Wolle beschließen, um die Telefonanlagen 

in den Dienststellen der Stadtgemeinde Stockerau durch eine Cloud-Telefonie-Lösung zu 

ersetzen, wie im Amtsbericht angeführt, soll der Auftrag zur Installation einer Cloud-

Telefonanlage mit der Bruttoauftragssumme von einmalig Euro 35.656,33 und monatlich Euro 

1.687,27 an die EL KOM Electronic und Kommunikationstechnik GmbH in Hausleiten 

entsprechend der Angebote A-2000/2024 vom 23.04.2024 und A-1996/2024 vom 25.01.2024, 

sowie an die AlphaPhone Telekommunikations GmbH in Wien entsprechend dem Angebot 

„IP-Telefonie-Lösung mit 3CX Telefonsystem / Elkom“ vom 22.02.2024, sowie an die Schell 

GmbH in Egenhofen, entsprechend dem Angebot AN24006 vom 14.02.2024, sowie an die 

SiS Security Gebäudetechnik GmbH Wien entsprechend dem Angebot S14166 vom 

27.02.2024, erteilt werden. 

Das wäre der Antrag. Ich hatte vergessen zu erwähnen, und das betrifft jetzt die Antragsteile, 

die an die Schell GmbH beziehungsweise an die SiS Security Gebäudetechnik GmbH Wien 

gerichtet sind, dass wir gleichzeitig, wenn wir diesen Technologiewechsel vornehmen, auch 

geringfügige Investitionen im Bereich der Alarmanlagen der Stadt und der 

Gewächshausautomatisierung vornehmen müssen. Ich ersuche Sie um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich bitte um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung und sehe hier 

Einstimmigkeit, Dankeschön. Danke.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Ruzicka nimmt an der Sitzung teil 20:38 Uhr 

 

Völkl: Wir kommen nun zur Behandlung des Dringlichkeitsantrags vom Herrn 

Vizebürgermeister Heinz Scheele. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  

Autobahn A22 – Richtungsfahrbahn Hollabrunn 

Sofortige Einführung Geschwindigkeitsbeschränkung von 100 km/h 

Urgenz 
 

Scheele: Danke Frau Bürgermeisterin.  Ich darf Ihnen mal den Dringlichkeitsantrag verlesen. 

Es wird der Antrag gestellt, die Bürgermeisterin der Stadt Stockerau zu beauftragen, im 

Namen des Gemeinderates ein Schreiben folgenden Inhaltes an die Bundesministerin für 
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Klimaschutz, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, Leonore Gewessler, BA, 

abzusenden:  

„Sehr geehrte Frau Bundesministerin!  

Die Stadtgemeinde Stockerau hat sich auf Grundlage eines einstimmigen Gemeinderats-

beschlusses am 6. Juli 2023 an Sie mit dem dringenden Ersuchen gewandt, auf der Autobahn 

A22 im Streckenabschnitt Anschlussstelle Stockerau Ost bis S3, Weinviertler Schnellstraße, 

Straßen-Km 2,0, Richtungsfahrbahn Hollabrunn, so rasch wie möglich eine tagesdurch-

gängige Geschwindigkeitsbeschränkung von 100 km/h zu verfügen.  

Mit Schreiben vom 29. November 2023 GZ. 2023-0.520.308 hat Ihr Ressort dieses Ersuchen 

unverständlicher Weise abschlägig beantwortet und die Argumente hinsichtlich Lärm-

belastung, Luftschadstoffen und Unfallgefahr gleichsam vom Tisch gewischt.  

Letzten Samstag, am 16. März 2024, hat sich im angesprochenen Autobahn-Abschnitt wieder 

ein schwerer Verkehrsunfall ereignet, bei dem sechs Personen, darunter zwei Kinder, zum 

Teil schwer verletzt wurden. Neben zahlreichen Einsatzkräften mussten gleich drei (!) 

Rettungshubschrauber am Unfallort eingesetzt werden.  

Insgesamt ist die Situation hinsichtlich des Ausbauprojektes für die A22 aus Sicht der 

Bürgerinnen und Bürger von Stockerau zunehmend unhaltbar. Wir befinden uns mittlerweile 

im achten Jahr des UVP-Feststellungsverfahrens, von der Vorlage eines vernünftigen, in die 

Zukunft gerichteten, den Schutz-Bedürfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner unserer 

Stadt, dem Natur- und Umweltschutz und den Erfordernissen des Verkehrs Rechnung 

tragenden Projekts durch die ASFINAG ist keine Rede. Von einem substanziellen Ausbau des 

öffentlichen Verkehrs für unsere stark von Berufspendlerinnen und -pendlern bewohnten 

Region kann ebenfalls nicht gesprochen werden.  

Die Bürgerinitiative „Tunnel und Grüner Übergang“ kämpft in diesem Zusammenhang 

unabhängig von der Stadtgemeinde für eine flexible Tempo 100-Regelung in diesem Bereich 

und wird in diesem Bemühen vom Gemeinderat ebenfalls voll unterstützt.  

Der Gemeinderat der Stadt Stockerau ersucht Sie, die seinerzeitige abschlägige 

Entscheidung nochmals zu überdenken und – gerade auch im Hinblick auf die Verkehrs-

sicherheit – eine Geschwindigkeitsbeschränkung von Tempo 100 zu veranlassen.  

Für Gespräche und Informationen steht die Stadtgemeinde und deren politische Vertreter 

selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung.  

Ich bringe noch einmal die Dringlichkeit, der bereits erwähnte Unfall mit den sechs zum Teil 

schwer verletzten Personen und den massiv eingesetzten Rettungskräften zur Kenntnis und 

ersuche um Zustimmung. Danke. 

 

Völkl: Bitte, Herr Gemeinderat Mayer. 

 

Mayer: Danke. Eines möchte ich festhalten: Wir sind nicht gegen die Geschwindigkeits-

begrenzungen, sondern wie beim letzten Antrag schon festgestellt, wollen wir eine 

verkehrsabhängige, elektronische Geschwindigkeitsbegrenzung, eine gesteuerte, dass nicht 

100 km/h automatisch ist, sondern auf den Verkehrsfluss abgestimmt ist. Weil auch bei 

diesem Unfall sicher keiner 130 km/h gefahren ist, sondern ca. 80, da sowieso ein Stau 

gewesen ist. Aber wenn jemand eine Notbremsung auf der Überholspur tätigt, kann es nicht 

verhindert werden. Jeder Unfall ist tragisch, aber man muss es schon ein bisschen 

differenzieren. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Weitere Wortmeldungen? Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 
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Pfeiler: Danke für den Antrag, dem wir auch bei der Dringlichkeit zugestimmt haben. Ja, 

Tempo 100 ist wirklich dringend, eigentlich schon seit über 25 Jahren. Es gab viele 

Verkehrsminister, an die wir Briefe geschrieben haben und auch an die Verkehrsministerin 

haben wir Briefe geschrieben. Bisher haben wir leider noch nicht die erwünschten Antworten 

bekommen. Wir haben uns jetzt informiert, wie so eine Verordnung eines Tempo 100 konkret 

auch abläuft. Dazu ist ein Ermittlungsverfahren notwendig. Alsov, wenn man Briefe jetzt 

schreibt ins Ministerium, und sagt, wir hätten gern Tempo 100 und die Ministerin sagt, ja super, 

oder der Minister, machen wir gleich morgen, dann wäre das ein grober Verfahrensfehler. Es 

braucht dafür ein Ermittlungsverfahren und da kommen jetzt weitere Stellen und Abteilungen, 

Behörden ins Spiel. Wusste ich auch noch nicht vor allzu kurzer Zeit. Ich bin da ein bisschen 

gescheiter geworden. Also, es ist bei diesem Ermittlungsverfahren notwendig, dass das Amt 

der NÖ Landesregierung mitwirkt, weil die in diesem Ermittlungsverfahren auch ihre Aufgaben 

wahrzunehmen haben, um die genaue Verkehrssituation, Unfallzahlen und so weiter und so 

fort auch einzubringen, zu bestätigen und am Verfahren teilzunehmen. Daher würde ich 

vorschlagen, im Lichte dessen, dass dieses Ermittlungsverfahren zu führen ist, dass wir 

diesen Brief auch adressieren an die Frau Landeshauptfrau Mikl-Leitner und an den 

Verkehrslandesrat Landbauer. Und das wird daher gegen Ende des Schreibens, im vorletzten 

Absatz, also bevor dann steht, für Gespräche und Informationen, steht die Stadtgemeinde zur 

Verfügung, dass man hier noch einfügt, an die Mitglieder der NÖ Landesregierung, 

Landeshauptfrau Mikl-Leitner und Verkehrslandesrat Landbau ergeht die dringende Bitte, das 

Anliegen nach Tempo 100 im gegenständlichen Abschnitt ebenfalls zu unterstützen und bei 

denen für eine Verordnung eines Tempolimits erforderlichen Ermittlungsverfahren seitens des 

Amtes der NÖ Landesregierung bestmöglich und wohlwollend zu unterstützen. Ich glaube, 

dann hätten wir die wichtigen Personen und politische Entscheidungsträger und 

Entscheidungsträgerinnen adressiert und hätte dann das vielleicht die Rückendeckung aus 

dem Land NÖ. Danke. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Also, festzuhalten ist richtig, es wird ein Ermittlungsverfahren durchgeführt, allerdings 

vom Verkehrsministerium. Im Zuge dieses Ermittlungsverfahrens hat die Verkehrsministerin 

alles Mögliche zu machen, wahrscheinlich auch das Amt der NÖ Landesregierung zu 

befassen. Deswegen schließe ich mich dem natürlich an, nur ich würde sagen, es genügt, 

wenn wir das Schreiben CC an die Landeshauptfrau von NÖ und den Verkehrslandesrat 

richten. Weil die von sich aus genau nichts zu tun haben in dem Kontext, sondern wenn sie 

vom Verkehrsministerium aufgefordert wird, am Ermittlungsverfahren mitwirken müssen. 

Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat, bitte. 

 

Pfeiler: Na ja, am Verfahren kann man so und so mitwirken. Also, da wäre es denke ich, schon 

wichtig, dass man auch adressiert, dass hier sozusagen bestimmtes Wohlwollen und Zutun 

auch beigetragen wird bei diesem Ermittlungsverfahren. Was möchte ich damit sagen? Ja, 

damit möchte ich sagen, wenn hier das BMK nochmal aktiv wird, hoffentlich, und die 

entsprechenden Ermittlungsverfahren einleitet, dass die Dinge rasch erledigt werden und mit 

den entsprechenden, in den entsprechenden Zeitschienen auch hier unterstützt wird und das 

Wohlwollen hier auch zum Ausdruck kommt. Ich würde es für sehr wichtig halten, dass man 

da auch das Land NÖ entsprechend adressiert. Danke. 
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Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Ja, wie gesagt, ich bin dafür, das Land NÖ zu adressieren. Indem man es z.B. befasst, 

ergeht auch an Landeshauptfrau Mikl-Leitner ergeht auch an Herrn Landesrat Landbauer. Ich 

bin auch für jede Geschwindigkeit in dem Verfahren dafür. Nur daran erinnern, wir haben das 

letzte Mal sechs Monate gewartet auf eine abschlägige Antwort. Von der Einleitung eines 

Ermittlungsverfahrens war gar nicht die Rede. Also, ich persönlich würde mir wünschen, ein 

Ermittlungsverfahren, und dass man das einleitet. Und ich bin mir ganz sicher, dass alle 

befassten Stellen konstruktiv mitwirken an so einem Verfahren. Danke. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. Wenn Sie den vorliegenden Text so unterstützen, wie 

ihn uns Herr Vizepräsident Heinz Scheele verlesen hat, dann ersuche ich um ein Zeichen der 

Zustimmung. Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, der GRÜNEN. 

Enthaltung? Fraktion der FPÖ. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 3 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 2 

 

Völkl: Wir sind am Ende der öffentlichen Sitzung angekommen. Ich darf unseren Zuhörern, 

die hier live sind, und auch den Zuhörern und Zusehern vor den Geräten eine schöne 

Karwoche und ein frohes Osterfest und alles Gute wünschen. Dankeschön.  

 

 

Ende der öffentlichen Sitzung um 21:23 Uhr.  

 

 

Mag. (FH) Andrea Völkl 

Bürgermeisterin 

 

 

Für die ÖVP-Fraktion STR Dr. Christian Moser 

 

Für die SPÖ-Fraktion 2. Vizebgm. Heinz Scheele 

 

Für die GRÜNEN-Fraktion STR DI Dietmar Pfeiler 

 

Für die FPÖ-Fraktion STR Herbert Pohl 


